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(Beginn um 11.01 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 24. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Entschuldigt sind die Abgen Ebinger, Gerstl, Madejski, Reindl und RUDOLPH. Frau Abg Pilz kommt etwas später und ist für den Beginn als entschuldigt gemeldet.

Gemäß § 120 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung wurde ein Verlangen des Klubs der Wiener Freiheitlichen auf Einberufung einer Sitzung des Landtages zum Thema "Die Niederlage der Wiener SPÖ gegenüber der Bundes-SPÖ beim Finanzausgleich gefährdet Wiener Interessen!" eingebracht.

Ich habe in Entsprechung des § 120 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung in Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Landtages für Wien daher zu dieser Sitzung eingeladen.

In der Präsidialkonferenz wurde vereinbart, dass bei der nun folgenden Debatte über das Verlangen der Erstredner jeder Fraktion eine Gesamtredezeit von 30 Minuten zur Verfügung hat. Allen nachfolgenden Rednern steht eine Gesamtredezeit von je 20 Minuten zu.

Ich eröffne nunmehr die Debatte. Zum Wort gemeldet ist als Erster Herr Abg Strache. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Landtagspräsident! Meine sehr geehrten Abgeordneten!

Vielleicht mag der Titel bei manchen einige Fragen auslösen. Ich versuche zunächst einmal, den Titel der heutigen dringlichen Landtagssitzung kurz darzulegen und zu erklären. 

Natürlich war es so, dass die SPÖ-Stadtregierung und der Finanzstadtrat im Auftrag des Bürgermeisters die Verhandlungen geführt haben. Diese Verhandlungen des Herrn Finanzstadtrats im Auftrag des Herrn Landeshauptmanns und Bürgermeisters von Wien sind in eine gewisse Richtung geführt worden, nämlich auch in eine Richtung, dass Belastungen erwünscht gewesen sind. Wir haben das auch am Montag eingehend behandelt, dass Belastungen gewünscht worden sind, von der Wiener Stadtregierung, von der Landesregierung, von Herrn Finanzstadtrat Rieder, nämlich bei der Rezeptgebühr und bei den Spitalskostenbeiträgen. Natürlich ist es so, dass das, was ausverhandelt worden ist, Ihr Wunsch war! Bitte tun wir jetzt nicht so, als wäre das vom Himmel gefallen. Es war ja der Wunsch der Wiener Stadtregierung, dass dieses Verhandlungsergebnis so ausgegangen ist, wie es ausgegangen ist, nämlich mit Belastungen für die Wienerinnen und Wiener. 

Dann ist die eigene Partei, nämlich die Bundespartei unter Gusenbauer, hergegangen, und in Wirklichkeit ist durch den parteiinternen Pallawatsch das Ganze zu Fall gekommen, was Sie selbst von Wiener Seite ausverhandelt und eingefordert haben. Deshalb sind wir jetzt in einer Situation, in der wir schauen müssen, wie wir den Pallawatsch, den Sie zusammengedreht haben, reparieren können. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Der Pallawatsch ist auf der Bundesebene!) Das ist Ihr Pallawatsch, der hat ja einen Namen: Der Bundes-Pallawatsch der SPÖ und der Pallawatsch der Wiener SPÖ und der Stadtregierung, die das ausverhandelt hat, wobei die Bundes-SPÖ Sie etwas später overruled hat (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Der Bundes-Pallawatsch ...!) und durch das Overrulen im Bundesvorstand Ihre Wünsche der Belastungspolitik nicht zur Durchsetzung gekommen sind. (Abg Kurt Wagner: "Mein Name ist Hase, ich weiß von nichts!") 

Aber wer bleibt wieder, so oder so, auf der Strecke bei dem Pallawatsch, den Sie zusammengedreht haben? (Abg Rudolf Hundstorfer: Der Herr Gorbach!) Auf der Strecke bleiben die Wienerinnen und Wiener! Das ist genau die Situation: Übrig bleibt eine Situation, in der wir jetzt versuchen müssen, auf Bundesebene wieder zu reparieren. Wir müssen jetzt versuchen zu reparieren, und müssen versuchen, die Belastungen, die Sie da hineinverhandelt haben, so gut wie möglich zu entkräften, zum Beispiel dadurch, dass wir die Rezeptgebühr zu Fall bringen, die sich Herr StR Rieder gewünscht hat. (Zwischenruf des Abg Johann Driemer.) Oder wir müssen zum Beispiel versuchen, die Spitalskostenbeiträge aus diesem Finanzausgleichspaket zu Fall zu bringen. (Zwischenruf des Abg Kurt Wagner.) Das ist jetzt unsere Aufgabe: Wir müssen versuchen, die Wienerinnen und Wiener vor Ihrem Belastungspaket zu schützen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Gelingt das nicht, sind letztlich auch die Interessen die Wienerinnen und Wiener gefährdet. Denn wir brauchen ja ein gutes Ergebnis beim Finanzausgleich, damit wir etwas davon haben, und so haben wir dazu beigetragen, dass es im Zuge des Finanzausgleichs auch ein Mehrgeld gibt. 

Aber ich möchte das trotzdem auch an ein paar Beispielen festmachen und komme wieder darauf zurück: Immer nur Belastungen herzunehmen und immer nur Steuern zu erhöhen, ist zu wenig. Gerade das Gesundheitswesen ist ein Bereich, der das aufzeigt. Da gibt es Landeskompetenzen, da gibt es vielschichtige Verantwortung bei der Wiener Landesregierung, und es ist eben nicht möglich, immer nur mit Erhöhungen zu arbeiten, um letztlich etwas Positives in dem Bereich bewerkstelligen zu können. Da braucht es nachhaltige Strukturreformen, und wir haben das in diesem Haus seit Jahren immer wieder eingefordert, schon unter Dipl Ing Dr Rainer Pawkowicz. Immer wieder wurde das in diesem Haus eingemahnt, und Sie haben immer wieder darauf verwiesen: Das ist alles nur Panikmache, und das stimmt alles nicht. 

Die SPÖ verwaltet diese Stadt in vielen Bereichen leider Gottes sehr, sehr schlecht! Es fehlt Ihnen in vielen Bereichen die Vision, Sie haben keine Vision, und wenn man dann von unserer Seite einmal eine Vision einbringt - so wie vorhin in den Zwischenrufen bemerkbar -, dann ist das schon gefährlich. Denn es hat vor langer Zeit einmal ein Genosse gesagt: „Wenn einer Visionen hat, dann braucht er einen Arzt.“ (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Aber das ist ja genau der Unterschied zwischen Ihnen und uns. (Abg Christian Oxonitsch: Es gibt einen Unterschied zwischen Vision und Wirklichkeit!) Visionen brauchen diese Stadt und dieses Land, und wir wollen diese Visionen mit auf den Weg geben! (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Neben den Visionen, die leider Gottes Ihnen fehlen und die leider Gottes in dieser Stadt fehlen, fehlt es auch an den notwendigen Strukturreformen. Natürlich ist Ihr Motto immer jenes, sich hier herauszustellen und zu sagen: Na ja, es fehlt eben Geld, an allen Ecken und Enden. (Abg Kurt Wagner: Euch fehlen ...!) Immer wieder wird das wiederholt, und das wissen wir ja ohnehin. Nur, bitte, hören wir doch auf, immer nur zu wiederholen, dass Geld an allen Ecken und Enden fehlt, sondern denken wir einmal darüber nach: Wie können wir Strukturreformen in Angriff nehmen? Wo können wir unnötige Geldausgaben reduzieren und Geld gezielt einsetzen? Wo geben Sie in dieser Stadt unnötig Geld aus, letztlich auf Kosten der Wiener und Wienerinnen? (Abg Kurt Wagner: So wie im Hauptverband! Plus 100°Prozent!) 

Ich mache das am Beispiel der Gesundheitspolitik fest. Bis heute gibt es keinen ordentlichen Spitalsplan in Wien. Das Kontrollamt der Stadt Wien hat bestätigt, dass es personell an allen Ecken und Enden, in allen Bereichen mangelt und dass es Schwachpunkte gibt. Auch die bauliche Substanz in diesen Bereichen ist teilweise in einem katastrophalen Zustand. Das alles sind Missstände, die aufgezeigt worden sind, seit Jahren auf dem Tisch liegen und immer wieder diskutiert werden, aber Sie schieben das einfach beiseite und missachten es.

Jetzt nehme ich noch einmal den Bereich des Pflegepersonals her. Das ist Ihre Kompetenz, bitte, Ihre Landeskompetenz! 5 000 Menschen bräuchten wir heute im Bereich des Pflegepersonals in Wien, 5 000 Men-schen könnten wir für den Bereich des Pflegepersonals in Wien ausbilden. Sie sind nicht dazu bereit! Sie sparen dort, Sie wollen das nicht finanzieren, Sie wollen nicht Geld in die Hand nehmen und gezielt investieren, damit wir jungen Menschen in dieser Stadt eine Chance geben und Chance bieten, letztlich einen guten Beruf mit Zukunftschance zu erlernen. (Abg Kurt Wagner: Sie sind doch selber nicht ...!) Sie wollen der älteren Generation letztlich nicht das ausreichende Pflegepersonal zur Seite stellen. Das ist aber Ihre Verantwortung und nicht die Verantwortung von irgendjemand anderem! Das ist Ihre Verantwortung, und die muss man festmachen. 

Es wird im Land Wien an Personal eingespart. Das fehlende Personal bei den Dialyseplätzen ist in Wien nicht erst seit zwei Jahren ein Problem, sondern das ist seit Jahren immer wieder andiskutiert und aufgezeigt worden. Jetzt wird es eben akut, und jetzt, da es akut wird, ist es oftmals auch schon zu spät, wenn man versucht, Handlungen zu setzen. Sie ziehen sich immer auf den Standpunkt zurück: Es ist kein Geld da, in unserem Verantwortungsbereich können wir daher nichts machen, der böse Bund ist schuld.

Sie müssen sich in Ihrem Verantwortungsbereich Gedanken machen! Hören Sie auf, immer wieder unehrlich darauf zu reagieren, immer wieder nur taktisch zu reagieren. Haben Sie endlich einen Gestaltungswillen! Der Gestaltungswille fehlt mir völlig, und ich glaube, diese Dynamik beim Gestaltungswillen sollte gesteigert werden. Eine Dynamik wie ein Igel oder wie ein Fiakergespann an den Tag zu legen, ist zu wenig; das sind zwar liebe Tierchen, die gelten aber nicht gerade als schnell. Wir brauchen mehr Dynamik in unserer Stadt, in unserem Land, wir brauchen mehr Strukturreformen, und wir brauchen mehr Visionen, die zur Umsetzung kommen.

Gerade das Finanzdebakel im Gesundheitsbereich ist schon eine Folge der kontinuierlichen katastrophalen Gesundheits- und Finanzpolitik im Land Wien. Anstatt die Effizienz zu steigern, haben Sie die Kosten im Bereich der Gesundheit und vor allem in den Wiener Spitälern heruntergefahren, teilweise auch Spitäler ausgehungert, und trotzdem haben wir auf der anderen Seite einen horrenden Schuldenberg angehäuft. Die vor einem Jahr erschienene Studie von Köck, Ebner und Partner hat ja Optimierungspotentiale in diesen Bereichen, nämlich im Gesundheitswesen aufgezeigt. Aber wieder einmal haben Sie nur mit Missachtung reagiert und haben in Wirklichkeit kein Interesse an den Tag gelegt, dass Sie hier irgendetwas in Angriff nehmen.

Die Ergebnisse kennen wir, wie in Lainz, wo wir die Folgewirkungen nach dem ersten Skandal jetzt vor kurzem wieder einmal erleben mussten. Das ist eben das Sittenbild in Wien! Das Sittenbild in Wien ist, nach außen immer so zu tun, als wäre alles leiwand. In der Stadt ist vieles schön und leiwand, und ich stehe dazu, aber tun Sie bitte nicht so, als wäre alles leiwand! Vieles ist leider Gottes nicht leiwand und nicht schön, weil Sie in vielen Bereichen, in denen Sie Verantwortung tragen, versagen. Gerade Lainz ist so ein Beispiel, nämlich der Bereich der Altenbetreuung in Wien, wo Menschen, alte, pflegebedürftige Menschen letztlich auch die Benachteiligten sind aufgrund Ihrer Versäumnisse in diesem Bereich, und weil es in diesen Bereichen auch an psychischer und seelischer Betreuung einfach fehlt. Davon ist nicht einmal die Rede. 

Das ist kein Zustand, wie wir ihn haben wollen. Da denken wir anders, da haben wir andere Zugänge als Sie. Da nützt es nichts, wenn im Zuge der Untersuchungskommission wieder einmal das liebe Geld angesprochen worden ist und wieder einmal gesagt worden ist, dass alles fürchterlich ist! Und am Ende, da alles fürchterlich ist, weil das Geld fehlt, stehen keine konkreten Vorstellungen und Ergebnisse dahinter, außer jenes, dass der Bürgermeister gesagt hat: „Ich übernehme die persönliche Verantwortung für Lainz.“ - Ja, das ist schön, dass er die persönliche Verantwortung übernommen hat. Aber was ist diese persönliche Verantwortung wert? Was ist passiert? Was wurde bis dato in Angriff genommen, um in diesem Bereich etwas zu verbessern?

Da nehme ich mir einen Punkt her, um Ihnen einmal vorzurechnen, wie Sie in unverantwortlicher Weise Geld, nämlich Euros, in dieser Stadt zum Fenster hinausschmeißen, das man wesentlich zielorientierter einsetzen könnte und vor allen Dingen im Pflegebereich letztlich wirklich gewinnbringend einsetzen könnte. In den Spitälern liegen heute - und das bestätigen die Experten - über 1°000 pflegebedürftige Menschen teilweise auf den Gängen. Wir kennen die Tagsätze, die in den Spitälern vorhanden sind, wir wissen, dass man dort bis zu 460 EUR pro Tag verrechnet; und wir kennen die Tag-satzgebühren in den Pflegeheimen, die im Durchschnitt bei 110 EUR pro Tag liegen. 

Wenn wir uns vergegenwärtigen, warum heute pflegebedürftige Menschen in den Spitälern auf den Gängen untergebracht werden müssen, dann liegt es daran, dass Sie es bis heute verabsäumt haben, im Pflegebereich dafür zu sorgen, dass es ausreichend Einrichtungen gibt und dass Sie in Wien auch verstärkt private Anbieter mit Öffentlichkeitsrecht zulassen. Da würde ein Riesenpotential dahinter stehen, da wäre ein Einsparungspotential vorhanden. Ich rechne Ihnen das nur an ein paar Zahlen einmal vor. 

460 000 EUR pro Tag werden allein für die 1°000 Personen, die im Spital liegen und in Wirklichkeit Pflegefälle sind, verrechnet; das sind im Jahr 168 Million-en EUR. Wenn man jetzt die Differenzsumme der Tagsätze hernimmt, 460 EUR im Spitalsbereich auf der einen Seite und 110 EUR im Pflegeheimbereich, dann komme ich auf einen Differenzbetrag von 350 EUR pro Pflegling - wenn ich einen Pflegeplatz für ihn hätte. Da komme ich für die rund 1°000 pflegebedürftigen Menschen, die heute in den Spitälern liegen, wenn wir sie in den Pflegeheimen unterbringen könnten, auf eine Ersparnis von 350 000 EUR pro Tag, das sind 10,5 Million-en EUR im Monat, und das sind 126 Millionen EUR pro Jahr, die Sie heute zum Fenster hinausschmeißen, weil Sie in diesem Bereich versagt haben. Dieses Geld fehlt uns heute! Dieses Geld könnten wir, wenn wir es in unserer Stadt anders eingerichtet hätten, zielorientierter einsetzen, und damit könnten wir vieles an Sozialprojekten sicherstellen. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber da verhandelt der Herr Landeshauptmann beziehungsweise in seinem Auftrag der Herr Finanzstadtrat Rieder wieder einmal nur in die Richtung, Gebühren zu erhöhen, wie bei der Rezeptgebühr, die auf 5 EUR erhöht werden soll, wenn es nach Ihnen und nach Ihren Verhandlungsergebnissen geht. Natürlich sind viele Bedürftige, Tausende Bedürftige in dieser Stadt da, die gerade durch so eine Politik belastet werden und oftmals auch durchs grobmaschige Netz der Wiener Sozialpolitik fallen, weil dann in Wirklichkeit Probleme dabei auftreten, sich das leisten zu können.

Wenn wir uns das Heilmittelverzeichnis einmal ansehen und es genau beurteilen, dann kann man sagen: Knapp 20 Prozent der angeführten Medikamente sind billiger als die Rezeptgebühr von derzeit 4,35 EUR. Konkret werden dann, sollte nächstes Jahr die Rezeptgebühr so kommen, wie Sie sie ausverhandelt haben, nämlich mit einer Erhöhung auf 5 EUR, 1 086 Produkte letztlich billiger sein, als es die Rezeptgebühr ausmacht. Es würden insgesamt 1 282 Medikamente sein, die dann billiger wären, als es die Rezeptgebühr ausmacht, und das zeigt mir schon, dass da etwas von Ihrer Verhandlungsseite her nicht richtig definiert wurde.

Natürlich begrüße ich die schon lange geforderte und nun endlich beschlossene Senkung der Rezeptgebühr für Generika. Das ist etwas Positives, und das ist ein wichtiges Signal an die Patienten. Aber Sie wissen - zumindest wir haben es uns durchgerechnet, ich weiß nicht, ob Sie das wissen -, dass in Österreich 30,5 Pro-zent aller Arzneimittel als Generika verordnet werden könnten. Könnten! Das würde bedeuten, dass 54,5 Milli-onen von insgesamt 178,4 Millionen Packungen, die heute verschrieben werden, sozusagen Generika-Pro-dukte sein könnten. Die tatsächliche Verordnungsmenge von Generika liegt aber lediglich bei 25 Millionen Packungen, das sind 13 Prozent des Gesamtmarktes. 

Da kann man einhaken, da kann man Überlegungen anstellen, und da wäre es wünschenswert gewesen, wenn der Landeshauptmann - vielleicht auch gemeinsam mit seinem Freund, dem niederösterreichischen Lhptm Pröll - auf den gemeinsamen neuen Freund Karl-Heinz Grasser ein bisschen mehr Druck gemacht hätte, in Richtung der Pharmaindustrie Überlegungen anzustellen und dort auch Einsparungspotentiale zu nützen. Aber es hat offensichtlich dem ehemals starken Mann der SPÖ, nämlich Lhptm Häupl, nicht wirklich Spaß gemacht, das dem Finanzstadtrat Rieder auf den Weg mitzugeben, und er hat sich auch bei seinem Bundesvorsitzenden Gusenbauer leider - aus Ihrer Sicht, leider - nicht durchgesetzt. (Abg Heinz Hufnagl: Ihre Profilierungsabsicht kennen wir!) Aber deshalb stecken wir ja heute in dem Pallawatsch. (Abg Heinz Hufnagl: Ich will Sie aber nicht stören!) - Sie stören mich ja nicht. (Abg Johann Driemer: Eine lustige Geschichte ...!) 

Aber ich möchte auch Ihre fehlende Glaubwürdigkeit oder Ihr Glaubwürdigkeitsproblem aufzeigen, das aktuell sichtbar wird. Es ist keine lustige Geschichte: Sie nehmen den Wienerinnen und Wienern in vielen Bereichen durch Steuererhöhungen im kommunalen Bereich viel, viel Geld weg. Sie greifen in vielen Bereichen tief in die Taschen der Wienerinnen und Wiener, und wir erkennen auch hier Ihr Papier von Genossen Matznetter, der ja nicht wirklich als ein Entlastungskaiser, sondern eher als Belastungskaiser bekannt geworden ist mit seinem Papier, das er auf den Tisch gelegt hat. 

Aber wenn ich mir anschaue, dass Herr Gusenbauer jetzt versucht, sich als Rächer der Enterbten darzustellen - Herr Gusenbauer versucht jetzt sozusagen das, was Sie an Belastungen ausverhandelt haben, durch sein Overrulen wieder zurückzunehmen -, dann ist das eine Katze, die sich in den Schwanz beißt. Das ist ja Ihr Verantwortungsbereich gewesen! Das ist Ihr Verantwortungsbereich gewesen, und das war die Forderung des Herrn Finanzstadtrats. Wollen Sie das vergessen? Wollen Sie einfach beiseite schieben, dass es auch in den Protokollen der Verhandlungen so festgemacht wurde, dass das Ihr Finanzstadtrat Rieder zum Besten gegeben hat? Warum hat er sich nicht vorher mit Gusenbauer akkordiert? - Das ist die Frage, die man stellen sollte. (Abg Godwin Schuster: Ihnen geht es nur um Populismus! Nicht einmal in der Regierung zeigen Sie Verantwortung!) 

Ich glaube, deshalb sollte man auch darüber nachdenken und nicht so reagieren wie der Herr Arbeiterkammerpräsident Tumpel, der sich jetzt empört zu Wort gemeldet hat, weil man überlegt, einen Teil der Arbeiterkammergebühren einzufrieren. Er hat sich empört zu Wort gemeldet, hat sogar den Bundespräsidenten kontaktiert und war der Meinung, das würde de facto Beitragskürzungen bei den Kammern bedeuten und das wäre daher etwas, was eine große Gefährdung darstellen würde, um die Leistungen sicherzustellen. Ich sage es Ihnen noch einmal: 2 Prozent all Ihrer Einnahmen, die Sie tätigen, verwenden Sie für Rechtsberatung. Das zeigt, wie Sie in der Arbeiterkammer mit Geld umgehen und wie Sie es einsetzen. (Abg Godwin Schuster: Wien oder Niederösterreich?) 

Ich sage, es ist allemal besser, bei der Arbeiterkammer, bei der Wirtschaftskammer vielleicht ein bisschen umzuschichten und es den Menschen zukommen zu lassen. (Abg Godwin Schuster: Welche Kammer? Von welcher Kammer reden Sie?) Das ist etwas Positives, und wenn es so eine Möglichkeit gibt, dann wird sie unsere volle Unterstützung finden. (Beifall bei der FPÖ.) Die Menschen sollen direkt davon profitieren, und nicht die Wirtschaftskammer, nicht die Arbeiterkammer, nicht irgendwelche Institute, nicht irgendwelche Vereine. Wenn wir eine Chance haben, dass die Menschen direkt davon profitieren und entlastet werden, dann ist das auch zu unterstützen. 

Aber vielleicht noch einmal zur Glaubwürdigkeit der SPÖ: Vor drei Jahren haben die Genossen ganz laut aufgeschrien, und ich kann mich noch an den Obergenossen von der Gewerkschaft erinnern, den Herrn Kaske, der damals sogar - er hat sich aber dafür entschuldigt, das muss man ordnungsgemäß dazusagen - die Republik quasi mit einem Wortspiel in Brand setzen wollte, weil die Bundesregierung das Nulldefizit in Angriff genommen hat. Na, das war ein fürchterlicher Aufschrei! (Abg Godwin Schuster: Verkündet hat sie es!) Später hat genau jene Partei, die fürchterlich aufgeschrien hat und sogar die Republik verbal in Brand setzen wollte, später hat Herr Gusenbauer, Ihr Vorsitzender, sogar den Vorschlag angeregt: Nehmen wir das Nulldefizit in die Verfassung auf! - Na, da soll man sich auskennen: Einmal wird hell aufgeschrien, auf der anderen Seite kommt später Ihr Bundesvorsitzender und sagt: „Nehmen wir es in die Verfassung auf.“ Dann war es wieder nicht so, weil Lhptm Häupl eine andere Meinung hatte, und man hat es wieder verworfen. Jetzt hat er mit seinem New-Economy-Liebling, dem Herrn Grasser, ein Belastungspaket ausverhandelt. 

Ich sage nur, natürlich ist es uns ein Anliegen, alles, was an Papieren der Grausamkeiten, Grauslichkeiten und Verteuerungen auf dem Rücken der Menschen stattfinden soll, hintanzuhalten. Das wird jetzt unsere Aufgabe sein und ist auch unsere Aufgabe, denn wir stellen fest, dass in dieser Stadt, in diesem Land, leider Gottes das soziale Herz immer mehr verloren geht. Die massiven Teuerungen haben wir ja schon in Ihrem Verantwortungsbereich festgemacht. Ich wiederhole nur ein paar davon, weil ich sage: Hier ist es ohnehin sinnlos; wichtig ist, dass ich es draußen bei den Menschen sage. Deshalb mache ich auch Platzveranstaltungen in dieser Stadt, weil die Menschen es ja wissen wollen.

Sie ignorieren ohnehin, dass die Gaspreise, die Strompreise, die Müllgebühren, die Kanalgebühren verteuert worden sind (Abg Godwin Schuster: Welche Kanalgebühr?), dass die öffentlichen Verkehrsmittel verteuert worden sind und die Kindergartenplätze bei uns in Wien bis zu 250 EUR pro Monat kosten. (Abg Godwin Schuster: Wann ist die Kanalgebühr erhöht worden?) Das sind Ihre Belastungen, die Sie den Menschen in dieser Stadt aufbürden, wo Sie die Verantwortung tragen. (Abg Godwin Schuster: Herr Strache, erzählen Sie uns keine G'schichterln! Wann ist die Kanalgebühr erhöht worden?) Natürlich setzen Sie die Schwerpunkte woanders: Bei millionenschweren Events! Das ist es: Event-Politik, wo man sich sonnen kann, wo man mit einem netten G’spritzten irgendwo steht, sich zuprostet und den "Alles leiwand"-Schmäh spielt. (Abg Godwin Schuster: Vor 5°Minuten haben Sie ...!) 

Wissen Sie, viele Menschen in dieser Stadt haben es leider Gottes nicht mehr leiwand! (Abg Godwin Schuster: Wann ist die Kanalgebühr erhöht worden?) Viele Menschen in dieser Stadt leben wirklich an der Armutsgrenze, und immer mehr Menschen in dieser Stadt geht es aufgrund Ihrer Politik nicht so gut, dass sie den "Alles leiwand"-Schmäh wirklich nachvollziehen können, den Sie spielen. (Abg Godwin Schuster: Wann ist die Kanalgebühr erhöht worden?) Deshalb ist es wichtig, das aufzuzeigen und auch genauso aufzuzeigen, wie Sie beim Heizkostenzuschuss glauben, die Ärmsten der Armen mit einem Einmalbetrag abspeisen zu können. (Abg Godwin Schuster: Total falsch informiert!) Mit einem Einmalbetrag abspeisen zu können, um zu zeigen: Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan. Es ist Ihre Landeskompetenz, und Sie speisen sie mit einem Einmalbetrag ab, statt dass Sie eine monatliche Erhöhung möglich gemacht hätten, die diese Menschen auch gespürt hätten. (Abg Godwin Schuster: Ich würde mich sachlich auseinander setzen und nicht nur plaudern!)
Ich kann Ihnen nur sagen, wir werden alles daransetzen, für Ihr von Ihnen verantwortetes Verhandlungsergebnis, das Sie über Ihren SPÖ-Finanzstadtrat ausverhandelt haben und das nicht gut ist, Nachbesserungen dort einfordern, wo wir können. Wir werden alles versuchen, diese Belastungen, die Sie vorgeschlagen haben, abzufedern. (Abg Godwin Schuster: Wollen Sie die Kanalgebühr erhöhen? Werden Sie das einfordern?) Das ist jetzt unser Auftrag, und dem werden wir uns auch widmen. (Abg Godwin Schuster: Vor 9°Jahren ist sie erhöht worden!) Denn die Wiener SPÖ steht leider Gottes nur noch für Belasten, für Erhöhen, für Verteuern. Das mag Ihre Politik sein, meine Politik ist es nicht. Meine Politik ist eine andere Politik! (Abg Godwin Schuster: Wo ist die Ehrlichkeit? Sagen Sie, wann die Kanalgebühr erhöht worden ist! Wo ist die Ehrlichkeit?) 

Ich möchte deshalb stellvertretend für eine nette ältere Dame sprechen, die mich auf der Straße angesprochen hat. Sie war seit Jahren, nämlich seit über 25 Jah-ren, SPÖ-Mitglied, und sie hat mir gesagt: „Wissen'S, mir reicht's! Übergeben'S bitte im Wiener Rathaus dem Herrn Landeshauptmann, sollte er da sein, oder irgendeinem hochrangigen Vertreter mein 25°Jahre-Mitglied-schaftsabzeichen, weil ich es satt habe!" „Ich habe es satt", hat sie mir gesagt. (Abg Godwin Schuster: ... wann die Kanalgebühr erhöht worden ist!) Ich zitiere sie jetzt stellvertretend für den Unmut vieler Wienerinnen und Wiener, speziell vieler Senioren, die Sie im Stich gelassen haben. Nun soll ich Ihnen heute diese 25°Jahre-Mitgliedschaftsmedaille zurückgeben, weil sie keinen Wert mehr darauf legt.

Ich sage Ihnen, Sie sollten das ernst nehmen! Da beginnen viele, viele Wienerinnen und Wiener zu erkennen, dass Sie die Verantwortung in dieser Stadt tragen und niemand anderer, weil Sie die absolute Mehrheit haben. Stehen Sie dazu, machen Sie es besser, trauen Sie sich endlich einmal, auch Visionen zu überlegen! Denken Sie nach, wie wir diese Stadt nach vorne bringen können! Nützen Sie mögliche Strukturmaßnahmen und Reformen, um Geld wirklich zielgerichtet für Sozialprojekte einsetzen zu können! 

Dann brauchen wir nicht zu lamentieren, wie Sie das tun! Dann brauchen wir nicht den "Alles leiwand"-Schmäh zu spielen, sondern können wirklich etwas Besseres für diese Stadt, für unser Wien erreichen. (Abg Godwin Schuster: Seien Sie ehrlich! Einmal ehrlich im Leben!) Das wird unser Anliegen sein. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Heinz-Christian Strache begibt sich zu Abg Godwin Schuster und überreicht ihm ein Parteiabzeichen. - Abg Kurt Wagner: Wir können jetzt nicht den Wahrheitsgehalt überprüfen!) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Abg Margulies. - Bitte.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident!

Der Titel des heutigen Sonderlandtages, "Die Niederlage der Wiener SPÖ gegenüber der Bundes-SPÖ beim Finanzausgleich gefährdet Wiener Interessen!", lässt eigentlich nur den Schluss zu, dass sich die Freiheitlichen gewünscht hätten, die Wiener SPÖ hätte sich mit all den niedergeschriebenen Belastungen im Finanzausgleich durchgesetzt. (Zwischenruf des Abg Günther Barnet.) So liest sich dieser Titel. (Abg Heinz-Christian Strache: Da haben Sie Interpretationsprobleme, ja!)
Gleichzeitig ist die FPÖ scheinbar auch schon angesteckt, angesteckt von einer Mentalität, die eine Regierungspartei, die seit Jahrzehnten in der Regierung sitzt, solange sie nicht den Bundeskanzler gestellt hat, immer wieder an den Tag gelegt hat - nämlich: Wir waren ja nicht dabei! (Abg Heinz-Christian Strache: Sitzen wir hier in der Regierung?) Die Freiheitlichen sind nicht in der Bundesregierung, und Finanzminister Grasser verhandelt schon gar nicht im Auftrag der Bundesregierung den Finanzausgleich einer Bundesregierung, an der die Freiheitlichen nicht beteiligt sind, einer Bundesregierung, in der kein einziger freiheitlicher Politiker jemals irgendetwas dazu gesagt hat - diesen Eindruck gewinnt man, wenn man Herrn Strache zuhört.

Letztendlich ist es aber so, dass man sich die vergangenen Jahre einer FPÖ-Regierungsbeteiligung einmal genauer ansehen muss. Gerade die von Ihnen gepriesene Steuerreform hat ganz vorsätzlich zugunsten der Wohlhabenden und Bessergestellten in Österreich die finanziellen Mittel verknappt. Das rote Wien hat da nicht gegengesteuert, und so ist es letztendlich auch kein Wunder, dass wenn sich ÖVP, FPÖ und SPÖ gemeinsam an einen Tisch setzen, um den Finanzausgleich zu verhandeln, ein Belastungspaket auf dem Rücken der Bevölkerung herauskommt. Diese Art der Belastungspakete lehnen wir GRÜNE ab! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Schauen wir uns das doch einmal genauer an, und zwar auf einer inhaltlichen Ebene und nicht auf einer oberflächlichen, so wie Herr Strache versucht hat, einen Rundumschlag zu machen, bei dem ich mich gefragt habe: Was will er uns heute eigentlich erzählen? Reden wir einmal ganz konkret über den Stabilitätspakt, der erneut auch von VBgm Dr Rieder in seiner Funktion als Landeshauptmann-Stellvertreter oder Landesfinanzreferent erneut unterschrieben wurde.

Die Geschichte des Stabilitätspakts ist, wie Sie alle wissen, auch in diesem Haus eine sehr umstrittene, von "Der Stabilitätspakt ist wichtig" bis hin zu, beim letzten Budgetvoranschlag 2004, "Na ja, wenn es der Bund nicht einhält, müssen wir es eigentlich auch nicht einhalten", und bis dahin, dass auch die Sozialdemokratie sich der Kritik der GRÜNEN schon einmal angeschlossen hatte, dass diese Art und Weise der Stabilitätspakte - nicht nur des europäischen Stabilitätspakts, sondern auch des innerösterreichischen Stabilitätspakts - gerade der Wirtschaft und der Wirtschaftsförderung die Hände bindet und sie knebelt und dass von einem Stabilitätspakt keinesfalls wirtschaftspolitisch sinnvolle Impulse ausgehen.

Noch etwas wurde mit Unterstützung der Wiener SPÖ in den vergangenen vier Jahren erreicht. Durch die Bindung an den Stabilitätspakt - und das ist ja das Perfide an solchen Modellen - wird zunächst einmal einer Körperschaft wie dem Land Wien, wie der Stadt Wien mitgeteilt: Sie bekommt gar nicht weniger Geld, vielmehr besteht das einzige Interesse daran, einen Überschuss zu erzielen. Dieser Überschuss wurde von Wien auch immer gemacht. Es gab in den vergangenen vier Jahren, während auf Bundesebene das Nulldefizit auch von der Sozialdemokratie kritisiert wurde, in Wien immer einen Maastricht-relevanten Überschuss. 

Was hat Finanzminister Grasser - und diese Bundesregierung - mit dem Überschuss der Länder gemacht? Er hat eine Steuerreform für die Wohlhabenden, für Unternehmen und für die Reichen in diesem Lande finanziert und hat somit die Finanzmittel verknappt, sodass in Wirklichkeit für den jetzt kommenden Finanzausgleich weniger finanzielle Mittel zur Verfügung stehen.

Was macht die Wiener SPÖ, von der man sich wünscht, sie hätte aus den vergangenen vier Jahren gelernt? - Sie stimmt erneut einem Stabilitätspakt zu, der 0,6 Prozent Maastricht-Überschuss ausweisen soll! Die nächsten 0,6 Prozent, die auf Länderebene auf Biegen und Brechen eingespart werden müssen, die dann als Rechtfertigung für die nächsten Steuergeschenke herhalten müssen!

Vergessen Sie nicht, diese Bundesregierung hat sich ein Ziel gesetzt, nämlich das Senken der Steuer- und Abgabenquote auf 40 Prozent. Angesichts der dramatischen Zuspitzung der sozialen Situation in Österreich ist dies ein Anschlag auf die österreichische Bevölkerung! Mit jedem Stabilitätspakt, dem Sie zustimmen, stimmen Sie dieser Art der Politik zu und leisten Vorschub dafür, dass die finanziellen Mittel bereitgestellt werden, die Finanzminister Grasser dann auf Kosten der Bevölkerung den Wohlhabenden in diesem Land wieder zukommen lassen will.

Aus diesem Grund werde ich jetzt einen Resolutionsantrag einbringen, in dem sich der Wiener Landtag klar dafür ausspricht, dass er einer gesellschaftspolitisch kurzsichtigen, den internationalen Steuerwettbewerb an-heizenden Politik, die auf einen umfassenden Rückbau des Wohlfahrtsstaates abzielt, eine klare Absage erteilt; zweitens, dass die Wiener Landesregierung aufgefordert wird, keinen Stabilitätspakt nach dem Muster des Stabilitätspakts 2001 mit der österreichischen Bundesregierung einzugehen; und drittens, dass die Wiener Landesregierung aufgefordert wird, dieses zentrale ideologische Projekt der schwarz-blauen Bundesregierung, nämlich das Projekt des Rückbaus eines solidarischen Wohlfahrtsstaates zugunsten der Forcierung eines autoritären Wettbewerbsstaates, nicht zu unterstützen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich komme zu einem zweiten, in den letzten Tagen höchst umstrittenen Punkt, der Gesundheitsfinanzierung. Einer Gesundheitsfinanzierung, der auf unterschiedlichen Ebenen drei Parteien ihre Zustimmung gegeben haben, mit Rezeptgebührenerhöhung, Spitalskostenbeitragserhöhung, Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge et cetera. Manche Parteien fallen dann um, manche Parteien überlegen es sich anders. 

Nichtsdestoweniger - ich sage das ganz offen - halte ich in dieser Diskussion die Position des sozialdemokratischen Parteichefs für die sinnvollere als die der Wiener Sozialdemokratie. Ganz abgesehen davon muss uns jetzt auch klar sein, dass es gegenwärtig nicht nur darum geht, sämtliche Kosten - wo immer Kosten auftreten - zu reduzieren, sondern dass es in Wirklichkeit darum geht, die finanziellen Mittel für ein Gesundheitswesen auf höchstem Stand weiterhin nachhaltig und solidarisch bereitzustellen. Prinzipiell ist es unseres Erachtens ein Fehler zu glauben, dass dies möglich ist, wenn nur noch auf Beiträge aus Lohneinkommen abgestellt wird, denn Lohneinkommen sinken seit Jahren beständig. 

Letztendlich, etwas weiter gedacht: Geht die Entwicklung in diese Richtung weiter, heißt das nichts anderes als, entweder man spart auf Kosten der Gesundheitsvorsorge der Bevölkerung ganz massiv ein, oder man überlegt sich neben einer Strukturreform eine zweite Säule, die in irgendeiner Art auf ein stabiles Beitragsniveau ab-stellt, auf eine Beitragsgrundlage, die nicht so schwankt wie die Lohneinkommen, sondern - als Beispiel - eine Beitragsgrundlage, die die gesamten Einkommen, die gesamten personalisierbaren Einkommen, die in Österreich erwirtschaftet werden, als Beitragsgrundlage heranzieht. Wäre dies der Fall, könnte eine deutliche Senkung der Krankenversicherungsbeiträge in Anspruch genommen werden, wenn neben den Beiträgen des Lohneinkommens personalisierbare Beiträge auf Einnahmen/Einkommen aus Spekulationsgewinnen, Immobilienerträgen, Dividendenzahlungen analog zum jetzt bestehenden System als zweite Säule der Finanzierung der Krankenversicherung aufgebaut werden würden. 

Aus diesem Grund stelle ich einen zweiten Antrag, denn es gibt Alternativen, es gibt sowohl Alternativen im Bereich einer Strukturreform als auch in einer Verschiebung der Einnahmen- und Ertragssituation der Krankenversicherung:

„Der Wiener Landtag spricht sich daher gegen eine Erhöhung der Beitragssätze zur Krankenversicherung, der Rezeptgebühr und des Spitalskostenbeitrages aus. Um dennoch den erhöhten Finanzbedarf des Gesundheitssystems nachhaltig und sozial verträglich zu sichern, spricht sich kurzfristig der Wiener Landtag für eine Erhöhung der Höchstbeitragsgrundlage aus. Um den Finanzierungsbedarf des Gesundheitssystems mittel- und langfristig sicherzustellen, ohne Niedrig- und DurchschnittsverdienerInnen zu belasten, spricht sich der Wiener Landtag für eine Erweiterung der Bemessungsgrundlage zur Finanzierung der Krankenversicherung aus. In einer zweiten Säule sollen Einkommen aus Vermögen wie Spekulationsgewinne, Immobilienerträge und Dividenden analog dem Lohneinkommen zur Finanzierung der Krankenversicherung herangezogen werden."

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Auch Ausgliederungen im Gesundheitsbereich sind kein Allheilmittel, Ausgliederungen, wie Sie sie gegenwärtig zum Beispiel beim Fonds Soziales Wien vorgenommen haben. Die Menschen, die dort arbeiten, und die Menschen, die von den Leistungen des Fonds Soziales Wien profitieren, merken diese Veränderung, und die Menschen, die dort arbeiten, versagen mittlerweile der Sozialdemokratie die Unterstützung. 

Im Fonds Soziales Wien, dem Kernbereich der Sozialdemokratie, haben gestern Betriebsratswahlen stattgefunden. Die Mehrheit der dort Beschäftigten hat mittlerweile auch von sozialdemokratischen Gewerkschaftern die Nase voll: Im Fonds Soziales Wien haben sie eine Mehrheit im Betriebsrat bei den Betriebsratswahlen verloren! Mittlerweile hat die Namensliste der konsequenten Interessensvertretung, die sich immer gegen die Ausgliederung ausgesprochen hat, die versucht hat, gemeinsam mit den Menschen Alternativmodelle zu entwickeln, die darauf aufgepasst hat, dass es nicht darum geht, permanent auf die Beschäftigten loszugehen, wenn es um Ausgliederungen und dann Schlechterstellungen in diesen Bereichen geht - diese Namensliste hat eine Mehrheit errungen, und dazu gratulieren wir! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich hoffe, dass sich dieser für den Kernbereich der Sozialdemokratie wahrscheinlich sehr traurige Fall in vielen Bereichen des Magistrats ebenfalls wiederholen wird. Aber vor allem sollte es Ihnen zu denken geben, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, dass Sie anscheinend bei den Beschäftigten mittlerweile durch Ihre Politik Ihre Mehrheiten verlieren, und letztendlich, dass Sie durch diese Politik in Wien, die in vielen Bereichen die Politik der Bundesregierung einfach nur nachvollzieht, immer mehr auch bei der Wiener Bevölkerung verlieren werden. 

Helfen Sie lieber uns GRÜNEN, ein Gegenmodell zu dieser Bundesregierung aufzubauen, einer Bundesregierung, die seit vier Jahren nichts anderes im Sinn hat, als die Bevölkerung zu belasten und eine Umverteilung von Arm zu Reich, wie sie zum Teil in anderen Ländern und insbesondere in den USA gang und gäbe ist, in die Wege zu leiten, eine Umverteilung nach einem neoliberalen Modell. Helfen Sie uns GRÜNEN, und arbeiten Sie nicht dieser Bundesregierung in die Hände! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist der Abg Strobl. Ich erteile es ihm.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich darf mich bei dem heutigen Thema Finanzausgleich einem ganz speziellen Bereich, nämlich dem im Finanzausgleich festgeschriebenen Ausgleich bei den Lehrerzahlen, widmen. 

Ich beginne damit, dass es ja eine spannende Geschichte ist, was die SPÖ in Wien derzeit an Doppelbödigkeit zu bieten hat. Im Stadtschulrat stellt die SPÖ-Fraktion im Mai im Kollegium einen Antrag auf 700 zusätzliche Lehrer-Dienstposten. Dieser Antrag wird von allen Fraktionen - von den GRÜNEN, von den Blauen und von der ÖVP - mitgetragen, es kommt zu einem einstimmigen Beschluss. Es vergeht der Juni, es vergeht der Juli, es vergeht der August, es vergeht der September. Im Oktober gibt es eine neuerliche Kollegiumssitzung, und weil offenbar in dieser Zwischenzeit mit niemand Zuständigem verhandelt wurde, versucht die SPÖ ihr Glück in der Wiederholung dieses Beschlusses. Auf meine Frage, was bisher verhandelt worden ist, kann die Frau Präsidentin keine Antwort geben, und so sehen wir uns außerstande, einem Schmäh-Antrag - also einem zweiten, gleichlautenden Antrag wie jenem, der seit Mai offenbar im Trockendock liegt - zuzustimmen. Es macht keinen Sinn, wenn Sie die Aufträge des Kollegiums so ernst nehmen und mit niemandem verhandeln, dann noch einmal so einen Antrag im Kollegium abstimmen zu lassen. 

Aber der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter hat ja am Montag gezeigt, wie er die Dinge - nämlich speziell diesen Bereich des Finanzausgleichs und natürlich auch die Situation der Wiener Pflichtschullehrer - sieht, und hat nur kurz erwähnt, dass der Finanzminister im Zusammenhang mit den sinkenden Schülerzahlen kurz angedeutet hat, ein neues Lehrer-Schüler-Verhältnis dis-kutieren zu wollen. Der Herr Landeshauptmann-Stell-vertreter - am Montag war er ja Vizebürgermeister - Rieder sagt dazu, das sei zwar im Kern richtig, so konnte das verhindert werden. Erstmals gibt es die Anerkennung des SPF, des sonderpädagogischen Förderbedarfs, und er war ganz glücklich, dass dafür ungefähr 50 Dienstposten für Wien abfallen werden. Insgesamt ist das Verhandlungsergebnis für ihn sehr zufriedenstellend.

Nun, wir wissen, das Ergebnis ist in der Summe, wenn man die Zahlen genau nimmt, tatsächlich zufriedenstellend. Es hat ja auch der Klubobmann der SPÖ deutlich dazu Stellung genommen, indem er sagt: „Das Ergebnis der Finanzausgleichsverhandlungen ist ein tragbarer Kompromiss zur Erhaltung des Systems. Es war ein Kraftakt von beiden Seiten. Es gibt keinen Grund, dieses Ergebnis schlechtzureden." Und abschließend, ein Erfolg sei das Ergebnis vor allem, weil es zusätzliche Mittel für den Gesundheitsbereich vorsehe. Gerade in diesem Bereich haben wir in den Städten und Gemeinden auch in den nächsten Jahren einen steigenden Bedarf, deshalb war bei den Verhandlungen die Konzentration auf diesen Bereich so wichtig.

Meine Damen und Herren! Damit ist es klar gesagt: Es gab Schwerpunkte, die die SPÖ interessiert haben. Ich betone noch einmal: Die Lehrer waren es nicht! Mir soll es recht sein, wenn Sie mit dem Ergebnis aus dem Jahr 2000, das Sie auch damals verhandelt haben, heute das Auslangen finden. Wir von der ÖVP haben uns immer dazu bekannt und alle Initiativen unterstützt, in denen es darum gegangen ist, mehr Lehrer für Wien zu bekommen.

Doch wie geht es weiter? - Wir haben in den letzten Jahren unsere Bemühungen in die Richtung gesetzt - und teilweise Erfolge erzielt, auch wenn sie nur klein waren -, dass für bestimmte Bereiche des Wiener Schulwesens, Sonderbereiche des Wiener Schulwesens - ich denke da an den Ausländerzuzug, oder ich denke an die Krankenanstalten, in denen auch Lehrer zum Einsatz kommen -, zumindest ein gewisser Teil an Lehrern zusätzlich zur Verfügung gestellt wird. In der Summe bekommt Wien seit zwei Jahren zusätzlich zum ausverhandelten Vertrag 380 Lehrer. Das ist zumindest etwas; es ist nicht aufregend, wir könnten sicher mehr brauchen.

Meine Damen und Herren! Aber Sie in der SPÖ-Fraktion - und ich verstehe, warum die Reihen heute so leer sind - werden sich nicht wohl fühlen können bei dem, was man Ihnen hier in diesem Zusammenhang vorhalten muss. Mir fehlt zum Beispiel der Bildungssprecher, Herr Vettermann. Mich wundert auch, dass er heute gar nicht ans Rednerpult geht, obwohl er doch Mitglied des Kollegiums ist, das vor einigen Wochen beschlossen hat, dass wir 700 zusätzliche Lehrer in Wien dringend brauchen. 

Meine Damen und Herren! Sie von der SPÖ haben in dieser Stadt die absolute Mehrheit. Sie sind autorisiert, und Sie sind tatsächlich als Landeshauptmann und Landeshauptmann-Stellvertreter der einzige autorisierte Ver-handlungspartner. Sie haben das Mandat, mit dem Finanzminister solche Fragen zu verhandeln. Sie erklären das vorliegende Ergebnis als zufriedenstellend und sind damit offenbar recht glücklich. Es wird daher nun wichtig sein, dass Sie Ihr Verhalten, Ihre Abstimmung und Ihre Meinung im Wiener Stadtschulrat gefälligst auch der Frau Präsidentin Brandsteidl zur Kenntnis bringen, ihr mitteilen, dass eigentlich alles in Ordnung ist und dass ihr Antrag auf 700 zusätzliche Dienstposten an die Wiener Landesregierung daher nicht weiterbehandelt werden wird. Ich wünsche dabei viel Glück!

Wir jedenfalls haben es uns als besondere Überlegung vorgenommen, diesen Antrag nun selbst zu stellen. Wenn Sie schon Böses abgewendet haben und dabei sehr diffus bleiben, so wie es Herr LhptmSt Rieder gesagt hat, dann verstehe ich das schon, dass Sie sich hier sehr im dumpfen Bereich aufhalten und nichts Konkretes sagen können. Wahrscheinlich würden Sie auch behaupten, wenn Sie sich an der Stephanskirche anlehnen und Ihren Schuhriemen binden, hätten Sie das nur deshalb gemacht, um zu verhindern, dass die Stephanskirche umfällt. Denn ungefähr so ist Ihre Argumentationslinie, wenn man sich anschaut, was Sie hier als Bedrohungsszenario vorgeben, das es nie gegeben hat, und dass Sie jetzt behaupten, Sie hätten eh das Beste herausgeholt. 

Wir werden aus diesem Grund einen Antrag einbringen, einen Beschluss- und Resolutionsantrag:

„Der Wiener Landeshauptmann möge sich dafür einsetzen, dass die vom Kollegium des Stadtschulrates im Mai beschlossenen 700 zusätzlichen Lehrer-Dienstpos-ten auch tatsächlich bereitgestellt werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Sie haben Böses abgewendet. Nun, ich darf Ihnen sagen, was wir Böses abgewendet haben, was der Finanzminister tatsächlich ins Auge gefasst hatte. Es gibt da die Aussage und die schriftliche Mitteilung in einem Bildungskonzept der Bundes-SPÖ, wo drinsteht, dass die Lehrer gefälligst ganztägig an den Schulen sein sollen. Das hat dem Herrn Finanzminister schon sehr gut gefallen, die Idee des Herrn Gusenbauer, dass alle Lehrer sozusagen nicht mit ihrer Lehrverpflichtung Schluss machen dürfen, sondern dass Sie gegebenenfalls auch bis in die Abendstunden an den Schulen sein sollten. Das ist eine günstige Möglichkeit, sehr billig und natürlich auch mit deutlich weniger Lehrern, als wir derzeit im Einsatz haben, jene Bereiche abzudecken, die sie derzeit ja nur in einem ganz geringen Ausmaß im ganztägigen Schulbereich zu leisten imstande sind. 

Das haben wir abgewendet! Denn da sind wir der Auffassung gewesen, das hätte eine deutliche Verschlechterung für die gesamte Wiener Lehrerschaft und für den gesamten Wiener Schulbereich mit sich gebracht. Mit uns, mit der ÖVP, geht das so ganz sicher nicht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich fordere Sie auf - alle meine Nachredner von der SPÖ, Herrn Kopietz und ich weiß nicht, wer noch kommen wird -, versuchen Sie doch, auf drei Fragen wirklich einmal schlüssig Antwort zu geben. Haben Sie ernsthaft geglaubt, dass ein Beschluss des Kollegiums vom Mai, der dort mit absoluter Mehrheit aller Anwesenden, also auch mit den Stimmen der Opposition und somit einstimmig beschlossen wird, sich ganz von selbst erledigt? Beziehungsweise warum haben Sie sozusagen monatelang gewartet, ohne Verhandlungen mit dem Finanzminister aufzunehmen und zu fragen, ob 700 zusätzliche Dienstposten für Wien drinnen sind? 

Geben Sie darauf eine Antwort: Warum wurde dieser Antrag bis heute nicht vom Herrn Landeshauptmann verhandelt? Es gibt in keinem Protokoll Hinweise darauf, dass der Herr Landeshauptmann oder der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter diese 700 Dienstposten je eingefordert hätte. Geben Sie bitte darauf eine Antwort, warum das nicht geschehen ist. 

Oder ist es doch vielmehr so, dass Sie, wie schon beim Finanzausgleich des Jahres 2000, mit dem Ergebnis damals wie heute vollkommen einverstanden sind und dass es überhaupt kein Problem für die SPÖ ist, für die Stadt ein Ergebnis nach Hause zu bringen, das in Summe geldmäßig ausreichend dotiert ist und bei dem Ihnen die Lehrer in Wahrheit vollkommen egal sind, weil Sie gar nicht bereit sind, sich mit dem Thema auseinander zu setzen, und im Stadtschulrat eine Polit-Show abziehen? (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Dieses Doppelspiel wird heute zu Ende sein, wenn Sie bekennen müssen, wie Sie sich bei diesem Antrag verhalten. 

Einer unserer Hauptkritikpunkte bei der Frage des Lehrereinsatzes war immer auch die Frage: Macht es nicht Sinn, bei den Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache im Schuleingangsbereich bereits vor der Schule eine Schulung durchzuführen, so wie das in vielen international anerkannten Studien gefordert wird und im Ausland auch passiert, sodass die Kinder von Anfang an dem Unterricht folgen können?

Wir haben diese Initiativen schon mehrmals eingebracht, wir werden das auch wieder tun. Aber wir wollen einen ersten Schritt dazu heute einleiten und wollen Sie bitten und auffordern, die Schuleinschreibung ein Jahr vorzuverlegen: Nicht erst im März und im April Schuleinschreibungen vorzunehmen, sondern bereits im Herbst des Jahres, bevor der eigentliche Schuleintritt erfolgen soll. Denn es hat sich im Ausland gezeigt, dass dieses System sicherstellen kann und mögliche Defizite viel besser erfassen kann, dass durch Beratung der Eltern schon im Vorfeld, noch vor dem Schuleintritt, viele Möglichkeiten angeboten werden können, sodass die Kinder - auch im Sinne dieser Kinder! - eine bessere Schullaufbahn haben und insgesamt eine Entlastung der Volksschule möglich wird. 

Wir werden sehen. Wir werden diesen Antrag einbringen und bitten, diesen Antrag zu behandeln. Ich darf ihn kurz vorlesen:

„Der Landeshauptmann wird aufgefordert, in seiner Eigenschaft als Präsident des Wiener Stadtschulrates die Schuleinschreibung für die Wiener Kinder bereits im Herbst des Jahres vor dem gesetzlichen Schuleintritt vorzunehmen, um Schülern mit Sprachdefiziten eine ent-sprechende Beratung zur rechtzeitigen Förderung sicherzustellen. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport sowie an die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal verlangt."

Meine Damen und Herren! Wir werden sehen, ob Sie imstande sind, diesem Antrag zumindest insofern Folge zu leisten, als Sie das als eine Verbesserung der Information, eine Verbesserung der Beratung für jene Schüler, die sich im Schuleingangsbereich schwer tun, sehen und zustimmen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein letzter Punkt noch, weil es hier wirklich in einen Bereich hineingeht, der - und Sie gestatten mir diesen Ausdruck - schon ungustiös wird: Meine Damen und Herren, die parteipolitischen Übergriffe, der Missbrauch von öffentlichen Einrichtungen und Institutionen durch die SPÖ nimmt in Wien vor allem im Schulbereich massiv zu! (Beifall bei der ÖVP.) Es gibt zunehmend SPÖ-Parteiveranstaltungen an Schulen. Ungeniert macht man das, man setzt sich über alle moralischen und sonstigen Grenzen hinweg, weil man einfach sagt: Man hat eben diesen Machtanspruch, und man hat da überhaupt kein Problem, diesen auch für die eigenen Interessen und Zwecke umzusetzen.
Es hat im Jahre 2001 - und wir haben es hier schon berichtet - anlässlich der damals bevorstehenden Gemeinderatswahl durch SPÖ-Lehrer den Versuch gegeben, den Kindern eine Wahlempfehlung für die SPÖ ins Mitteilungsheft einkleben zu lassen. Ich habe Ihnen das damals hier vorgelesen. Das war ein Skandal der Sonderklasse und ist auch rasch abgestellt worden. Aber der Versuch allein zeigt, wie Sie denken, meine Damen und Herren!

Es hat zuletzt am 22. Oktober im Rahmen einer SPÖ-Parteiveranstaltung des Bundesvorsitzenden in einem sonderpädagogischen Zentrum in der Hernalser Hauptstraße einen Besuch des Herrn Gusenbauer mit Entfall des Unterrichts, mit einer Führung durch die Schule und mit Gesprächen mit Schülern, Eltern und Lehrern gegeben, aber nicht im Rahmen einer politischen Bildung, sondern im Rahmen von "Startklar". "Startklar" beginnt mit einem Missbrauch einer öffentlichen Einrichtung durch parteipolitische Werbung! Das ist ein eklatanter Skandal, ein wirklich eklatanter Skandal! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und ein Letztes noch: Zuletzt gab es - und auch das zeigt die Überheblichkeit und Präpotenz, mit der Sie hier am Werk sind - die Verwendung des offiziellen Stadtschulratsservers für die SPÖ-Lehrer. Die haben dort eine eigene Wähladresse mit dem Kürzel des Stadtschulrats eingerichtet. Man muss sich das einmal vorstellen! Das ist der Zugriff der Partei auf eine Institution, die noch dazu eine Bundesinstitution ist, wo die SPÖ so tut, als würde die Schule und die Schulverwaltung bereits ihr persönlich gehören.

Meine Damen und Herren der SPÖ! Nehmen Sie zur Kenntnis, hier überschreiten Sie nicht nur die guten Sitten, sondern hier begeben Sie sich in den Randbereich totalitärer Machtansprüche und das ist wirklich ein Skandal der Sonderklasse! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir werden daher auch zu diesem Punkt einen Beschlussantrag einbringen:

„Der Landeshauptmann der Bundeshauptstadt Wien wird aufgefordert, in seiner Eigenschaft als Präsident des Wiener Stadtschulrates durch entsprechende Maßnahmen sicherzustellen, dass es in Hinkunft zu keinen parteipolitischen Übergriffen an öffentlichen Einrichtungen, im Speziellen an Wiener Schulen kommen soll.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." 

(Beifall bei der ÖVP.) 

Es bleibt mir nur noch in Erinnerung zu rufen, dass vor einigen Jahren der Herr Bürgermeister und Landeshauptmann hier nach der Wahl angetreten ist und von Demut gesprochen hat. Diese Demut hat sich zu einer präpotenten Form der Ausnutzung Ihrer Parteimehrheit in einem Gremium gewandelt, die überhaupt nur dadurch gesichert sein kann, weil Ihnen hier in diesem Raum das Wahlrecht bereits mit 47 Prozent eine absolute Mandatsmehrheit gibt. Das ist auch ein Punkt, über den Sie selbst einmal nachdenken sollten, mit welchem Anspruch Sie so tun, als würde diese Stadt Ihnen gehören. Aber... (Abg Harry Kopietz: Nehmen Sie die Präpotenz zurück, oder?) Nein, das ist präpotent. Bleib sitzen, lieber Herr Prof Kopietz, weil das ein präpotentes Verhalten ist! Sie können im Lexikon gerne nachschauen, was das heißt. Das heißt nämlich “Überheblichkeit“ (Abg Harry Kopietz: Genau das stimmt nicht!) und Überheblichkeit werfe ich Ihnen vor! Sie können das gerne berichtigen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abgeordneter, die Anträge bitte. (Abg Walter Strobl übergibt die Anträge.) Ich danke recht herzlich.

Zuerst einmal darf ich mitteilen, dass der entschuldigte Abg Reindl in der Zwischenzeit anwesend ist und daher nicht mehr als entschuldigt gilt. 

In der Zwischenzeit hat sich die Frau Abg Klier entschuldigt. Ich bitte das zur Kenntnis zu nehmen.

Zum Wort gelangt nun der Abg Kopietz. Ich erteile es ihm.

Abg Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Danke, Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Vorweg: Herr Hofrat (Heiterkeit bei der FPÖ. – Abg Heinz-Christian Strache: Der Herr Professor!), es ist unbenommen, dass Sie wahrscheinlich ein guter Schulmann sind, aber bei der politischen Öffentlichkeitsarbeit, fürchte ich, haben Sie in der Schule gefehlt. Und wenn Sie hier anführen und die Terminologie sei Ihnen unbenommen, was Sie mit “präpotent“, “ungustiös“ und all diesen Dingen meinen - man sieht, wie nervös die ÖVP in der Zwischenzeit geworden ist und Sie haben ja alle Rechte dazu, nervös zu werden -, dann möchte ich nur ganz sachlich, weg von jeder Polemik feststellen, und Sie haben es so vorgetragen, als ob es permanent irgendwelche Übergriffe im Schulbereich geben würde: Das ist unrichtig und ich würde Sie bitten, das richtig zu stellen! Selbst die von Ihnen angesprochene Veranstaltung der Frau Bezirksvorsteherin des 17. Bezirks in einer Schule, die letztendlich auch ein Herzeigemodell für Integrationsarbeit darstellt - und in ihrer Begleitung waren auch andere interessierte Politiker -, kann doch noch stattfinden! Oder haben Sie dagegen einen Einwand, wenn man sich über eine durchaus herzeigbare und interessante Aufgabe informiert, die ein Teil der Schule auch löst? 

Wer bei dieser Veranstaltung Parteipolitik betrieben hat - das waren ein paar junge ÖVPler (Aufregung bei Abg Walter Strobl.), die vor der Schule gestanden sind und dort Parteipolitik gemacht haben! Das sei ihnen unbenommen. In der Schule selbst hat das nicht stattgefunden. (Aufregung bei der ÖVP.) Es waren keine Journalisten dabei, es waren keine Fotografen dabei.

Aber siehe da, Herr Kollege Hahn - und das ist vielleicht für Sie interessant, um das einmal ein bissel aufzubereiten -, der Herr Bundesminister Strasser zum Beispiel (Abg Dr Andreas Salcher: Ein guter Mann! Ein guter Mann!) war unangekündigt zumindest zweimal voneinander unabhängig im 8. Bezirk in einer Schule und dort°... (Abg Dr Matthias Tschirf: Er ist ja Innenminister!) Er ist der Innenminister und die Frau Vorsteherin ist niemand? (Abg Dr Matthias Tschirf: Ja, er ist der Innenminister!) Wenn Sie das so meinen, dann sagen Sie das bitte auch! Und dort waren natürlich Journalisten dabei, dort waren Fotografen dabei! Das war etwas anderes? 

Ich verstehe: Sie wollen genau von diesen Dingen, wo Sie versagen und schlecht liegen (Aufregung bei der ÖVP.), ganz einfach ablenken. (Beifall bei der SPÖ.) Das ist Ihre Form, Gewissensarbeit zu machen. (Weitere große Aufregung bei der ÖVP.) 

An und für sich habe ich mir überlegt, warum es diesen Sonderlandtag gibt, aber in der Zwischenzeit bin ich (Aufregung bei der FPÖ.) H°C Strache, dem Gescheiterten, sehr dankbar für diesen Sonderlandtag. Gibt er doch Gelegenheit, sehr viele Dinge ganz offiziell auch richtig zu stellen. (StRin Karin Landauer: Warum gescheitert?) Warum gescheitert, Frau Kollegin? Ganz einfach: Er ist gescheitert als stellvertretender Bundesparteiobmann, weil er sich nicht durchsetzen kann! (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Er ist gescheitert: Bitte ich möchte Staatssekretär im Innenministerium werden - nicht durchgesetzt, auch gescheitert. Und bei seinem persönlichen Waterloo vor wenigen Tagen in Ottakring ist er auch gescheitert. So kann man nicht einmal in der FPÖ Politik machen, Herr Kollege Strache, was Sie da inszeniert haben! (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Vielleicht einige Dinge, die ich Ihnen vor Augen führen möchte, meine Damen und Herren von der ÖVP und FPÖ: Leistungskürzungen im Gesundheitsbereich durch die Bundesregierung. Das hat mit einem Erlass der Bundesministerin Sickl begonnen und setzt sich nahtlos auch bis in unsere Zeit hier fort. So lange Jahre sind es ja auch nicht.

Aber vielleicht einige Auswirkungen, nur dass Sie wissen, wo Sie auch, Kollege Strache, in Wirklichkeit zugestimmt haben, das, was Sie mittragen. (Abg Heinz-Christian Strache: Wo habe ich zugestimmt?) Natürlich ist die FPÖ dabei, natürlich hat es auch Beschlüsse der FPÖ°... (Abg Heinz-Christian Strache: Wo habe ich zugestimmt? Wo habe ich zugestimmt?) Die FPÖ trägt das alles mit (Abg Heinz-Christian Strache: Ihr Finanzstadtrat hat zugestimmt!), zum Beispiel: Krankengeld (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist der, der zugestimmt hat!) - maximale Bezugsdauer von 78 Wochen auf 52 Wochen gekürzt. Das trifft die Kranken in dieser Stadt und in diesem Land! Das haben Sie gekürzt!

Heilbehelfe (Abg Heinz-Christian Strache: StR Rieder hat zugestimmt!), elastische Binden, orthopädische Schuheinlagen - um 2 050 ATS, sprich 194 EUR, in der Höhe gekürzt! (Abg Heinz-Christian Strache: Ich habe nicht zugestimmt!) 

Hilfsmittel wie zum Beispiel Prothesen, Hörgeräte - um 149 EUR Zuschuss gekürzt. 

Kieferregulierungen: Selbstbehalt verdoppelt. Das haben Sie mitgetragen! (Abg Heinz-Christian Strache: Ich nicht! Ich nicht! Ich nicht!) Natürlich! Sie können doch nicht sagen, es geht mich nichts an, was die FPÖ macht! Dann machen Sie eine eigene Partei! Sie sind eh bald so klein, dass Sie eine eigene Partei machen können, falls Sie noch übrig bleiben! (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ. – Aufregung bei StRin Karin Landauer.) 

Und und und - da könnte ich Ihnen eine ganze Liste vorhalten, nur werde ich mir das ersparen, um nicht allzu lang die Zeit in Anspruch zu nehmen.

Aufwendungen für Krankenversicherung: In Summe 6,3 Prozent an Leistung hat man den Krankenversicherten weggenommen! Das ist Ihre Politik, meine Damen und Herren der ÖVP und der FPÖ!

Vielleicht zwei Beispiele, weil Sie ja immer mit Sachen kommen, wo ich den Wahrheitsgehalt gar nicht nachprüfen will, weil ich eh weiß, was ich davon zu halten habe – die vielen Menschen, die Sie ansprechen! Ich bitte Sie händeringend, machen Sie mehr Werbung für sich, mehr Werbekampagnen und mehr Geldmitteleinsatz, weil unsere Untersuchungen mit Ihren ident sind, nehme ich an. Sie werden zwar bekannter, Herr Kollege Strache, aber den Menschen unsympathischer. Jede Kampagne mehr reduziert den Erfolg der FPÖ in Wien und ist gut! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Zwei Beispiele vielleicht: Das sind die betroffenen Menschen, für die Sie die Verantwortung haben. Ein gewisser Herr Gernot Auberger, 59 Jahre, hat eine langwierige Kiefereiterung hinter sich und braucht eine Prothese und braucht Medikamente im Zusammenhang mit der Zahnbehandlung und so weiter und so fort. Den haben Sie jetzt einmal belastet - ich rede von einem Monat – ab 1.1.2004 0,3 Prozent, Beitragserhöhung plus 4,9, zusätzliche Selbstbehalte plus 5,75, Leistungskürzung abnehmbarer Kunststoffzahnersatz 175 EUR, das sind 14,8 Prozent seines Einkommens, nämlich 186,15 EUR. Das haben Sie zu verantworten! Wenn Sie wollen, gibt es andere Beispiele auch. Sie können es nachlesen, meine Damen und Herren.

Und was besonders perfid ist: Sie versuchen händeringend, der SPÖ, dem Bürgermeister umzuhängen, dass wir eigentlich gar nichts anders tun als nachzudenken, wo wir Gebühren erhöhen können! (Abg Heinz-Christian Strache: Na sicher! Na sicher, sicher!) Ja, Sie sind am falschen Dampfer! (Abg Heinz-Christian Strache: Ja, leider macht ihr das!) Sie sind am falschen Dampfer, Herr Kollege! (Abg Heinz-Christian Strache: Ja, leider macht ihr das ja!) 

Sie werfen der Wiener Stadtregierung vor - und ich bitte Sie mitzuschreiben, nein, ich gebe Ihnen dann die Unterlagen, damit Sie nicht mitschreiben müssen, sondern mitdenken können -, Gebühren und Abgaben zu erhöhen. Die Wahrheit ist vielmehr: Die Wassergebühr ist seit 1995 unverändert, die Kanalgebühr ist seit 1995 unverändert, die Parkgebühr ist seit 1986 unverändert (Aufregung bei Abg Heinz-Christian Strache.), die Hundeabgabe ist seit 1989 unverändert, die Bestattungstarife und Friedhofsgebühren sind seit 1989 oder 1996 unverändert und die Vergnügungssteuer ist seit 1987 unverändert! Das ist sozialdemokratische Stadtverwaltung, meine Damen und Herren! 

Die Tarife bei den WIENER LINIEN sind in den letzten 5°Jahren um nur 8°Prozent erhöht worden und ich sage ganz bewusst°... (Aufregung bei der FPÖ.) Ich sage bewusst “um nur acht Prozent“ (Aufregung bei Abg Kurth-Bodo Blind.), weil bereits die Inflation höher als diese 8°Prozent ist. Und da können Sie noch so schreien, Kollege Blind! Es wird Ihnen nichts anderes übrig bleiben, als das zur Kenntnis zu nehmen. 

Die Eintrittspreise in die Museen sind seit 1995 unverändert, die Eintrittspreise in die Städtischen Bäder wurden seit 1993 nicht mehr verändert, im Gegenteil. Im Zuge der Euro-Umstellung wurden die Eintrittspreise in die Bäder bei den Erwachsenen zwar um 3 Prozent erhöht, aber bei den Kindern - und da geht es vor allem darum, dass sie Sport betreiben können - um 30 Prozent gesenkt! (Aufregung bei Abg Heinz-Christian Strache.)

Der Strompreis, meine Damen und Herren, ist in den letzten 5 Jahren um 11 Prozent gestiegen, ist aber immer noch unter der Inflationsrate dieser 5 Jahre! 

Nehmen Sie zur Kenntnis, die Wiener Stadtregierung hat keine Belastungswelle auf die Wiener Bevölkerung losgelassen, auch wenn Sie das noch so oft behaupten! Es glauben Ihnen übrigens die Menschen das auch gar nicht. (Abg Heinz-Christian Strache: Ja ja, ich spüre es! Ich spüre es! Ja, ich spüre es!)
Und jetzt bitte ich die ÖVP und die FPÖ, besonders aufzupassen, für was Sie Verantwortung tragen, nämlich für die Erhöhungen der Bundesregierung, wo Sie die Verantwortung tragen, meine Damen und Herren und auch Sie, Herr Kollege Strache! Sie machen zwar Kindesweglegungen, aber offensichtlich wollen Sie nicht mehr in der FPÖ sein! Ich verstehe das ja, ich möchte da ja auch nicht drinnen sein! Überlegen Sie sich ganz einfach etwas anderes. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber jetzt vielleicht erstmals die vollständige Belastungsliste von Schwarz-Blau. Hören Sie gut zu: 

Verdoppelung der Energieabgabe, Erhöhung der motorbezogenen Versicherungssteuer, zweimalige Erhöhung der Tabaksteuer, Erhöhung der Biersteuer, Erhöhung der Umsatzsteuer auf Kaffee, Tee und Kakao, Verdoppelung der Autobahnvignette. Wer hat das gemacht? - Die Regierung, natürlich! (Aufregung bei Abg Heinz-Christian Strache.) 

Verdoppelung diverser Gebühren für Pass und Personalausweis, Kürzung des Urlaubsanspruchs durch die Urlaubsaliquotierung, Streichung des Postensuchtages. Das waren alles Sie, meine Damen und Herren! Wer war es? - Die Regierung! 

Dreimalige Erhöhung der Rezeptgebühr, Erhöhung des Spitalskostenbeitrags, überall Selbstbehalte (Aufregung bei der FPÖ.), Leistungskürzungen der Krankenkasse - Sie können schreien, ich bin immer lauter als Sie -, Kürzung der Auszahlungsdauer des Krankengeldes, die Pensionsreform 2001 ist in Erinnerung, wo bis zu 15 Prozent und darüber gekürzt wurden, höhere Krankenversicherungsbeiträge, höhere Pensionsversicherungsbeiträge für kleine Gewerbetreibende. Das wird ganz einfach auch Thema bei der nun schön langsam beginnenden Wahlwerbung für die Wiener Wirtschaftskammer werden. Auch da werden Sie Ihr Waterloo erleben, meine Damen und Herren! 

Einführung der Ambulanzgebühren, Halbierung des Arbeitnehmerabsetzbetrags, Streichung des Pensionistenabsetzbetrags, höhere Einkommenssteuervorauszahlungen, höhere Besteuerung und Kürzung von Urlaubs- und Kündigungsentschädigungen, Besteuerung von Unfallrenten und Kürzung von Invaliditätspensionen, Abschaffung der beitragsfreien Mitversicherung, Kürzung beim Arbeitslosengeld sowie Kürzungen bei der Arbeitsmarktförderung, Gehaltskürzungen bei LehrerInnen, Ein-führung von Studiengebühren, höhere Besteuerung von Pensionsinvestmentfonds, Verdreifachung der Einheitswerte bei der Erbschafts- und Schenkungssteuer, Erhöhung von Versicherungsprämien infolge Besteuerung von Rückstellungen der Versicherungen, keine Anpassung des Pflegegeldes an die Inflation, außerdem kräftige Tariferhöhungen bei Post und Bahn, die man unter Privatisierungsdruck gestellt hat. Wer hat das gemacht? - Die Regierung, wo Sie sind, meine Damen und Herren! Das sind Sie! (Aufregung bei der FPÖ.) 
Ja, aber ich bin noch nicht fertig! Moment, Moment, Moment! Das war erst die Regierung Schüssel I. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Jetzt kommt die Regierung Schlüssel II! Das liest sich auch so ähnlich wie zum Beispiel: Pensionsanpassung unter der Inflationsrate! Wow, das sind die kleinen, armen Leute, die Sie an und für sich so vertreten wollen - offiziell nach außen wirkend, denn im Inneren haben Sie ja eine andere Politik -, die brauchen das eh nicht! Weiters die üblichen Pensionskürzungen durch die Pensionsreform 2003, weitere Tariferhöhungen im Bahnverkehr, Erhöhung des Pensionsversicherungsbeitrags für Beamte, Erhöhung des Krankenversicherungsbeitrags für Angestellte, Erhöhung des Krankenversicherungsbeitrags für PensionistInnen, Erhöhung der Mineralölsteuer, neuerliche Erhöhung der Erdgasabgabe, Einführung einer Energieabgabe auf Kohle, Abschaffung°... (Aufregung bei Abg Heinz-Christian Strache.) Ich bin noch nicht fertig! - Das alles war die Regierung, das ist ja keine Frage, Sie, Herr Strache, keine Frage, und da können Sie sich nicht umdrehen und sagen: Das geht mich nichts an! 

Abschaffung der Mindestverzinsung der Pensionskassen, Kürzung der Schülerunterstützungen für Schulveranstaltungen. Hört, hört, Herr Hofrat! Haben Sie da mitgehört? Herr Hofrat! (Abg Walter Strobl, hinter den Sitzreihen stehend: Ja, ja!) Kürzung der Schülerunterstützungen für Schulveranstaltungen! Hört, hört! Erhöhung der Rundfunkgebühren, Einführung einer Freizeitunfallversicherung, weitere Pensionskürzungen, weitere Erhöhung der Rezeptgebühr et cetera et cetera. 

Das ergibt im Jahr 2004 eine Mehrbelastung von umgerechnet - und das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen – 24 Milliarden ATS, sprich 1,7 Milliar-den EUR! - Das war die Regierung, das waren Sie, meine Damen und Herren! 

Natürlich gibt es auch eine andere Politik. Ich bekenne mich dazu. Die ÖVP/FPÖ ist nicht grundsätzlich und zu jedem grauslich, denn die Regierung Schüssel hat für Unternehmungen eine Reihe von Entlastungen herbeigeführt: Abschaffung der Getränkesteuer, Verringerung der Werbeabgabe, Senkung des Dienstgeberbeitrags zur Krankenversicherung, Senkung des Dienstgeberbeitrags zur Unfallversicherung, Abschaffung der Aktienspekulationssteuer, Abschaffung der Börsenumsatzsteuer, Abschaffung der Erbschaftssteuer bei Aktien - haben wir ja alle -, großzügige steuerliche Förderung von Bezahlung von ManagerInnen mit Aktien, Entlastung der Wirtschaft durch Streichung des Postensuchtages, Urlaubskürzungen und Kürzungen der Urlaubs- und Kündigungsentschädigungsmöglichkeiten, Verringerung der Dienstgeberbeiträge für ältere ArbeitnehmerInnen, Halbsatzbesteuerung für nicht entnommene Gewinne, Senkung der Sicherungssteuer - das Lied ist noch nicht fertig! Das alles hat die Regierung gemacht! Auch gute Taten macht sie in unserem Land, aber nur nicht für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer!

Abschaffung der Straßenbenützungsabgabe für Frächter, steuerliche Entlastung durch die Konjunktur-
pakete 1 und 2, Körperschaftssteuersenkung, Streich-
ung der Eigenkapitalverzinsung, Steuersenkung bei 
der Gruppenbesteuerung, Lockerung der Rückstellung, Steuersenkung bei Agrardiesel. Nach Angaben und Be-rechnungen macht das 28 Milliarden ATS aus. Etwas mehr sogar als man den Arbeitnehmern weggenommen hat, hat man den anderen geschenkt! Da vermisse ich zum Beispiel den Wutausbruch der GRÜNEN! Aber bitte, soll so sein.

Was haben all diese Entlastungen in Summe zusammengezählt gebracht? Unternehmer zahlen immer weniger an Steuern. Exporte, Gewinne und Dividenden sind so hoch wie nie zuvor. Das Eigenkapital der Wirtschaft ist in den letzten Jahren um ungefähr 15 Prozent gestiegen. Die Zahl der Reichen ist so hoch wie nie zuvor. - Brave Regierung, ist in Ordnung!

Aber wie schaut es mit den anderen aus? Die Zahl der Arbeitsplätze stagniert, die Arbeitslosigkeit erreicht immer neue Rekordwerte, es gibt immer mehr Jobs mit schlechteren Bedingungen, die Einkommen stagnieren und die Armut steigt. - Das alles, meine Damen und Herren, ist die Regierung, das sind Sie, meine Damen und Herren der FPÖ und der ÖVP! 

Und es gibt eine ganze Menge anderer Parameter, die man sich anschauen sollte. Ich meine, wenn man über (Aufregung bei Abg Gerhard Pfeiffer.) Politik spricht, nämlich: Schauen wir uns das Budget der Stadt Wien an und schauen wir uns das Budget des Bundes an! Herr Kollege Pfeiffer, schauen Sie sich das an, aber Sie kennen nur mehr Parkscheiben, alles andere geht Sie ja nichts an! 

Im Budget von StR Rieder sind heuer um 100 Milli-onen EUR weniger an Steuern und Gebühren als im Jahr 1999! Im Budget vom Finanzminister Grasser - Ihr Grasser von der FPÖ, den haben Sie halt weggelegt, vielleicht wird der Kollege Strache auch einmal entweder von sich aus oder von anderen weggelegt - stehen heuer 9 Milliarden EUR mehr an Einnahmen von Steuern oder Abgaben! (Abg Gerhard Pfeiffer: Muss ja auch sein!) Das ist der Unterschied, meine Damen und Herren, zwischen dem Bund und Wien und darauf sind wir stolz! (Beifall bei der SPÖ. – Aufregung bei der ÖVP und der FPÖ.) 

Horchen Sie mir noch ein bissel zu, ich habe noch Zeit: 

Schwarz-Blau hat die öffentlichen Investitionen massiv gekürzt, Wien hat sie erhöht. 

Wien hat es geschafft, die Arbeitslosigkeit in den 90er Jahren um 15 000 zu senken, aber seit Antritt der schwarz-blauen Bundesregierung ist die Arbeitslosigkeit auch in Wien um 20 000 gestiegen. Wir wissen auch, warum: Alleine 16 000 im öffentlichen Bereich! (Aufregung bei der ÖVP und der FPÖ.) 

Die SPÖ hat es geschafft, die Frauenerwerbsquote zu erhöhen. Jetzt steigt die Frauenarbeitslosigkeit in Österreich massiv. 

Wien hat seine Arbeitsmarktförderung auf 42 Million-en EUR erhöht, die Bundesregierung hat sie gesenkt. 

Die SPÖ hat in den Bau von Kindergärten investiert, Schwarz-Blau hat dagegen beim Kindergartenausbau gespart. 

Die SPÖ hat in Bildung investiert, Schwarz-Blau spart bei der Bildung. (Abg Gerhard Pfeiffer: Wo? Wo? Wo?) Und das kann man weit°... (Abg Heinz-Christian Strache: Wo?) Überall! Schauen wir uns doch an, was beim Schulgeld alleine bei der Unterstützung gestrichen worden ist. (Aufregung bei der ÖVP und der FPÖ.) Da können Sie sagen, was Sie wollen, das ist schwarz auf weiß darstellbar und steht da! So ist das eben und das kann man nicht wegdiskutieren! 

Die SPÖ hat es geschafft, dass in den 90er Jahren die Kriminalität in Wien zurückgegangen ist. Seit Schwarz-Blau regiert, steigt die Kriminalität in Österreich und auch in Wien. Auch wenn sich der Rechtsaußen immer selber überdribbelt, der Strache, der Gescheiterte, wenn er sich Sorgen um Wiens Sicherheit macht, abgesehen davon, dass in Wien die Sicherheit zum Glück immer noch gut ist, nicht perfekt (Aufregung bei Abg Heinz-Christian Strache.), aber immer noch gut ist, so haben Sie dazu beigetragen, dass ein funktionierender Polizeiapparat kaputt gespart und kaputt reformiert wurde! Das waren Sie von der ÖVP und das waren Sie von der FPÖ! (Aufregung bei der FPÖ.) Das bleibt an Ihnen hängen, da können Sie machen, was Sie wollen. Das lässt sich nicht verleugnen und kann man Ihnen auch nicht ersparen. Schwarz-Blau spart bei der Sicherheit, dafür kaufen sie Kampfflugzeuge. Das erhöht natürlich die Sicherheit eklatant! 

Ich will gar nicht mehr alles sagen, weil schön langsam werde ich depressiv, wenn ich das alles jetzt da vortrage. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Es ist ja unwahrscheinlich, was diese Regierung und Sie, meine Damen und Herren, auch in Wien ganz einfach zu verantworten haben! (Heiterkeit bei Abg Kurth-Bodo Blind.) Also nochmals ein Dankeschön für die Möglichkeit, Ihnen das hier und heute bei diesem Sonderlandtag auch einmal vor Augen führen zu können und auch den Menschen vor Augen führen zu können. (Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Da könnte man auch nahtlos mit allem, was an wahnsinnigen Gesetzen gemacht wurde, die aufgehoben worden sind, fortsetzen. Die Liste ist umfangreich, Sie kennen sie genauso wie ich und darum, meine Damen und Herren, bitte ich Sie nochmals (Abg Heinz-Christian Strache: Zum Beispiel?): Machen Sie mehr Kampagnen (Heiterkeit bei Abg Heinz-Christian Strache.), reden Sie weiterhin so, es glaubt Ihnen sowieso keiner. 

Ich freue mich schon auf die nächste Wahl, wann immer sie stattfinden wird. Dann werden die Reihen da bei der FPÖ und bei der ÖVP sehr gelichtet werden. Wenn man den Zahlen und Daten Glauben schenken darf, dann werden die GRÜNEN die ÖVP überholen, die FPÖ gehört dann dorthin, wo sie hingehört, vielleicht gar nicht mehr in den Gemeinderat - wir werden da sein! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Bevor ich wieder das Wort erteile, darf ich noch einmal in Erinnerung rufen, dass nunmehr die Runde jener, die 30 Minuten Redezeit zur Verfügung haben, beendet ist und wir nun zu jenen Rednerinnen und Rednern kommen, denen nach Vereinbarung aller vier Fraktionen in der Präsidiale eine gesamte Redezeit von 20 Minuten zur Verfügung steht. 

Zum Wort gelangt die Frau Abg Susanne Jerusalem.
Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich habe seit Beginn der heutigen Sitzung mit größerer oder geringerer Aufmerksamkeit zugehört und eher den Eindruck gewonnen, dass der Wahlkampf schon begonnen hat. Aber erstens hat er nicht begonnen und zweitens kann ich Ihnen versichern, dass die Lehrerinnen und Lehrer, die Eltern und auch die Schülerinnen und Schüler diese Form von Parteien-Hickhack quer durch den gesamten Gemüsegarten überhaupt nicht interessiert. Die sind nur an einem interessiert, nämlich daran, die Frage zu klären: Und wie soll es bitte an den Pflichtschulen weitergehen? Die Antwort auf diese Frage ist es, die die SPÖ bislang nicht gegeben hat. (Abg Godwin Schuster: Doch, vorgestern! Vorgestern!) Und ich kann Ihnen sagen, ich bedaure es sehr, dass sich die Bildungspolitikerinnen und Bildungspolitiker Ihrer Partei in dieser gesamten Diskussion um den Finanzausgleich nicht zum Wort melden, obwohl es hier°... Na, da hat die Frau Abg Frauenberger zur Bildung gesprochen. Entschuldigen Sie, wenn ich bislang nicht gewusst habe, dass Sie bildungspolitisch tätig sind. Das hat sich meiner Kenntnis bislang entzogen. Nur wenn ich hier°... (Abg Christian Oxonitsch: Sie sitzt in den Ausschüssen!) 

Also es freut mich, wenn Sie alle Bildungspolitikerinnen und Bildungspolitiker sind, auch das freut mich sehr. Nur gerade dann°... (Abg Christian Oxonitsch: In welchem Ausschuss sitzt sie dann?) Gerade dann dürfte aber ja doch die Aussage nicht lauten: „Es ist eh recht gut und im Finanzausgleich wurde ein Erfolg erzielt.“ So dürfte ja dann die Antwort nicht lauten. Denn wir wissen alle, dass die Lage an den Schulen eine dramatische ist und viele Ihrer Kollegen sagen Ihnen das ja auch, egal ob es jetzt die zuständigen Bezirksschulinspektoren Dumsa oder Gröpel oder Kurt Nekula sind, alle sagen es Ihnen. 

Es wurden insgesamt durch den veränderten Lehrer-Schüler-Schlüssel - ohne dass ich Ihnen jetzt alles wieder sage, was ich Ihnen schon am Montag gesagt habe - 14,5 Prozent der Dienstposten eingespart. Wie viel das dann auch jeweils sind, 1 400 oder 1 300, es sind jedenfalls 14,5 Prozent, die eingespart wurden. Und, meine Damen und Herren, die Sie ja hochinteressierte Bildungspolitikerinnen und Bildungspolitiker der Wiener SPÖ sind, ich befürchte, dass auch im Laufe des heurigen Schuljahrs noch weiter eingespart wird und ich möchte Ihnen auch sagen, wie ich dazu komme, das zu befürchten. 

Erstens einmal habe ich bereits derartige Rückmeldungen aus Schulen und zwar dass, wenn jetzt jemand an einer Schule in Karenz oder in Frühpension geht, dieser Posten schon jetzt nicht mehr nachbesetzt wird. Das führt an einer Schule konkret dazu, dass jetzt überhaupt alle unverbindlichen Übungen gestrichen wurden und alle nur noch im absoluten Regeldienst tätig sind, weil diese Personen bereits jetzt nicht nachbesetzt werden. 

Ich glaube, nach mir spricht noch die Frau Abg Klicka. Da möchte ich darum bitten, dass Sie vielleicht auf diese Frage: „Wird während des laufenden Schuljahrs noch weiter im Pflichtschulbereich eingespart? Ist es das, worauf sich die Schulen gefasst machen müssen?“ eingehen und darauf eine Antwort geben. Die Lehrerinnen und Lehrer warten auf diese Antwort. 

Was ich heute im Besonderen schon noch einmal hervorheben möchte, ist der Umstand, dass natürlich auf dem Rücken aller Kinder gespart wird, aber ganz besonders auf dem Rücken der schwächsten Kinder, auf dem Rücken jener Kinder, deren Eltern das wenigste Geld haben und daher auch privat am wenigsten zuschießen können. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Es gibt keine schlechten Kinder!) Sind Sie anderer Meinung? (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sie haben gesagt „auf dem Rücken der schlechten Kinder“.) Nein. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Es gibt aber keine schlechten Kinder!) Nein, auf dem Rücken der schwächsten Kinder. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Da habe ich mich verhört!) Sie haben sich verhört, ja. Auf dem Rücken der schwächsten Kinder, also auf dem Rücken jener Kinder, wo die Eltern das wenigste Geld haben und daher unverbindliche Übungen nicht selbst finanzieren können, Nachhilfestunden nicht finanzieren können und sich auch sonst wenig einbringen können. Auf dem Rücken dieser Kinder wird leider am meisten gespart. 

Ich möchte an dieser Stelle jetzt auch noch einmal ganz zentral in den Mittelpunkt stellen, weil ich es für besonders wichtig halte: Es geht auch ganz im Speziellen um behinderte Kinder, um Kinder, die in irgendeiner Form psychisch oder physisch behindert sind und deren Integration wir doch alle wünschen. Ich nehme an, die Wiener SPÖ ganz genauso wie die GRÜNEN und ich nehme durchaus auch an, dass andere Parteien da ebenfalls wollen, dass behinderte Kinder integriert werden. Wir brauchen in Wien nur für diesen Bereich 800 LehrerInnen! Ich nehme an, dass Sie diese Zahlen ja nicht anzweifeln werden, da es ja Zahlen unmittelbar vom Abteilungsleiter sind, der diese veröffentlicht hat. 

Wir würden dafür, dass Kinder den Hauptschulabschluss nachholen, extra 25 LehrerInnen benötigen, die in diesem Ausmaß auch nicht da sind.

Wir benötigen für das interkulturelle Lernen und den Förderunterricht in Deutsch extra 224 Lehrerinnen und Lehrer. Ich nehme an, dass das allen wichtig ist, dass wir Integration wollen.

Deshalb bitte ich jetzt noch einmal, auch auf diese Frage eine Antwort zu geben: Wie soll in Zukunft Integration in Wien gemacht werden? Wie soll gewährleistet werden, dass sowohl die behinderten Kinder als auch die Kinder mit nicht deutscher Muttersprache Integration erleben und Angebote erhalten? Was werden Sie tun, weil es ja wenig Sinn macht, wenn wir immer weiter über den Finanzausgleich streiten? Das haben wir jetzt ein paar Tage lang gemacht, aber jetzt müssen Antworten kommen. So wie es jetzt ausschaut, scheitert die Integration systematisch nicht dadurch, dass die Kinder nicht in den Klassen drinnen sitzen, sondern dadurch, dass sich die Rahmenbedingungen derartig verschlechtern, dass dann unterm Strich irgendwann herauskommt, dass man doch besser in eine Spezialschule geht als unter diesen Rahmenbedingungen integriert zu werden.

Ich fordere daher die SPÖ auf, dazu Stellung zu beziehen und zu sagen, wie und mit welchen Maßnahmen, mit welchem Angebot in Zukunft integriert werden wird. Was werden Sie diesen Kindern bieten, auch den legasthenischen Kindern, den besonders lernschwachen Kindern? Wie soll hier die Integration und die Förderung ablaufen? 

Ich erinnere noch einmal daran, weil ich es für so wichtig halte, dass rund 20 Prozent der 15- bis 16-Jähri-gen so schlecht lesen können und den Sinn dessen, was sie lesen, nicht verstehen, dass wir ein echtes großes Problem haben, das wir bewältigen müssen und wo ich von Ihnen möchte, dass Sie Antwort darauf geben: Was tut die Stadt Wien, damit diese Kinder gefördert werden?

Ich habe bereits in der Sondergemeinderatssitzung einen Antrag abgegeben, den ich auch heute noch einmal nahezu ident einbringen möchte, und zwar einen Beschlussantrag: 

„Der Landtag wolle beschließen, dass der LehrerInnen- und SchülerInnenschlüssel wieder auf jene Maßzahlen verändert wird, die vor dem Jahr 2000 gültig waren“ - ich habe den Schlüssel hier konkret eingefügt, wie er wieder werden soll – „und darüber hinaus sollen Sonderkontingente für die Integration zur Verfügung gestellt werden.“ 

Auch heute wollen wir, dass über diesen Antrag sofort abgestimmt wird.

Ich möchte aber auch noch die Gelegenheit nutzen, zu den Anträgen der ÖVP Stellung zu beziehen und etwas zu sagen.

Erstens: Zum Antrag, wo es um die Parteipolitik in den Schulen geht. Wir sind uns ja einig, dass das, was wir uns wünschen, ist, dass alle Parteien gemeinsam von Schulen eingeladen werden können, um gemeinsam über Fragen, die die Schüler interessieren, zu diskutieren. Da hat Parteipolitik Platz, weil es ja darum geht, dass die Möglichkeit geschaffen wird, sich eine Meinung zu bilden. Ich glaube, da sind wir einer Meinung.

Zweitens: Jetzt konkret zu diesem Antrag. Es ist vollkommen klar, es soll nicht jemand parteipolitischen Missbrauch betreiben wie das ja im Fall des Herrn Dr Gusenbauer immer wieder der Fall ist. Im Übrigen°... (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das stimmt überhaupt nicht, das sind die Fakten!) Na ja, also der Herr Dr Gusenbauer hat das schon beim letzten Wahlgang in einer HAK im 3. Bezirk gemacht. Es war schon damals dasselbe wie heute. Wir wissen sogar, wie das damals dort abgelaufen ist, sogar mit dem Versprechen für Eintrittstickets für Interessierte für irgendwelche Fußballmatches. Also meiner Meinung nach ist das wirklich unter jeder politischen Kultur. Ich möchte darüber jetzt gar nicht streiten und möchte nur in Richtung ÖVP sagen: Selbstverständlich stimmen wir dem Antrag zu, was sonst?

Jetzt noch zu den anderen Anträgen: Betreffend die zusätzlichen 700 Lehrerdienstposten. Ich habe das damals im Stadtschulrat ja für einen reinen Gag gehalten. Das war eine reine Täuschung der Öffentlichkeit, um zu sagen: „Schaut her, wir brauchen 700 mehr und wir, die Guten, wollen da 700 mehr.“ Es war eine reine Täuschung der Öffentlichkeit. Wir werden heute diesem Antrag zustimmen und zwar deswegen, weil wir zwar der Meinung sind, wir wollen alle 14,5 Prozent zurück und wir werden nicht müde werden, das zu sagen und wir bringen auch unseren Antrag ein, wo wir hoffen, dass Sie vielleicht auch mitgehen, aber wir sagen trotzdem: Besser es kommen zusätzliche 700 als es geschieht jetzt gar nichts und die Pflichtschule kann sich faktisch von ihrem Auftrag als Schule überhaupt verabschieden. Deswegen auch unsere Zustimmung zu diesem Antrag.

Jetzt der 3. Antrag, den Sie eingebracht haben. Wir lesen jetzt in diesem Antrag eine Sache nicht mehr heraus, die bei Ihrer Pressekonferenz kolportiert wurde und uns so besonders gestört hat. Es steht zum Beispiel jetzt hier nichts mehr von Zwangsmaßnahmen drinnen, die wir ablehnen, weil wir glauben, dass pädagogisch anderes sinnvoller ist, nämlich eine Angebotsstruktur. Es steht auch nichts davon drinnen, dass Kinder zurückgestellt werden sollen, sondern der Antrag liest sich jetzt für uns°...- und ich sage nicht, dass er bei uns Begeisterungsstürme auslöst; aber das Problem, das dahinter steckt und das beantwortet werden soll, wohl kennend, sagen wir: Wir stimmen dem zu. Ich füge aber hinzu: Gerne hätten wir ein Wort gestrichen, nur dazu war jetzt auch nicht mehr die Gelegenheit, nämlich es steht hier, dass es um die Erfassung von sprachlichen Defiziten geht. Wir glauben, es geht auch um die Erfassung von allen Defiziten, die man möglicherweise da in einem Jahr durchaus bewältigen könnte. Aber vielleicht reden wir darüber ein anderes Mal. 

Wir alle kennen die Studie, die gemacht wurde und die dringend eine Antwort braucht, nämlich dass man diesen Kindern, die nicht Deutsch können und einen derartig schlechten Schulstart haben, Besseres bieten wird müssen. Daher wird es auch diesbezüglich eine Zustimmung der GRÜNEN geben. 

Meine Damen und Herren, damit bin ich auch schon am Ende angelangt und ich wiederhole noch einmal: Ich erwarte von der SPÖ Antworten dazu, wie es jetzt im Pflichtschulsystem in Wien weitergehen soll. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Ich beteilige mich jetzt nicht an der Schuldebatte, auch weil mir da die Kompetenzen fehlen. Ich werde jetzt auch keine Gesundheitsdebatte führen, sondern ich habe vor, auf das unmittelbare Thema dieser Sitzung zurück zu kommen. Ich erwähne es noch einmal, denn vielleicht ist das inzwischen schon verloren gegangen: 

Das Verlangen der FPÖ hat geheißen “Die Niederlage der Wiener SPÖ gegenüber der Bundes-SPÖ beim Finanzausgleich gefährdet Wiener Interessen!“ Nun gut, dieser Vorwurf ist nicht ganz unrichtig und ich werde in meinem Debattenbeitrag dann auch noch auf das Verhalten der Beteiligten von der Wiener Mehrheitsfraktion zurückkommen. Es ist also nicht ganz unrichtig, aber der Titel provoziert natürlich auch geradezu, sich mit dem Verhalten der Freiheitlichen zu beschäftigen und mit der Rolle, die sie bisher gespielt haben. 

Ich erwähne es nur noch einmal ganz kurz, weil es ohnedies allen klar ist: Auch der FPÖ-Vertreter in jener Verhandlungsrunde, die bezüglich des Gesundheitspakets in den Finanzausgleichsverhandlungen zu einem Ergebnis gekommen ist, hat ja dieses Verhandlungsergebnis mitgestaltet, mitgetragen, unterschrieben und hat es schließlich auch verteidigt. Er hat davon gesprochen, dass die Drei-Parteien-Einigung Gott sei Dank zu Stande gekommen ist und wie wichtig sie war - “überfällig“ hat er gesagt -, da im Gesundheitssystem bereits ein Kollaps gedroht habe. 

Gut, das war eine vernünftige Position, die er auch so vernünftig dargestellt hat. Nur, wie lange hat die gehalten, meine sehr geehrten Damen und Herren? Ich nehme an, ich glaube zumindest, ich habe es jetzt aber nicht ganz genau recherchiert, dass die Textierung des Verlangens nach dieser Sondersitzung von den Freiheitlichen offensichtlich vorgenommen wurde noch bevor der Schwenk gekommen ist, weil sie sonst wahrscheinlich ein bissel anders formuliert hätten. Jedenfalls hat sich das bei weitem überholt. 

Und ich muss schon sagen, ich komme dann noch ganz zum Schluss ganz kurz auf die jetzt aktuelle Position der Freiheitlichen zu sprechen: Sich dann da herzustellen und das Thema so aufzubereiten, wie es hier verlangt war, ist natürlich schon auch ein starkes Stück. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber natürlich habe ich mich auch mit der Rolle der Wiener Stadtregierungsmitglieder einschließlich des Herrn Klubobmanns der Mehrheitsfraktion zu beschäftigen, der jetzt gerade nicht im Raum ist, und wie sie sich dann im Laufe der Zeit verhalten haben. Zu deren Beurteilung waren ja über das hinaus, was wir alle schon kennen und was in der letzten Zeit in den Zeitungen gestanden ist und was auch sonst an Ereignissen vorgelegen ist, noch einige Äußerungen der Beteiligten sehr nützlich, die vor allem in der Montagssitzung gefallen sind und die zum Teil hinsichtlich der Einstellung und der Konfliktbewältigung sehr bemerkenswert waren. 

Sie, Herr VBgm Rieder - in dem Fall würde ich Sie gerne als Landesfinanzreferenten bezeichnen -, haben ja zunächst sehr, sehr gut verhandelt und für Wien wirklich ein positives Ergebnis erzielt. Diese Worte sind mir jetzt zwar leicht gefallen, aber ich spreche sie trotzdem mit gemischten Gefühlen aus, weil Ihnen am Montag das Lob der ÖVP, das Sie gehört und gelesen haben, ja nicht so ganz recht war. Ich gehe daher zur Kritik über, weil das weniger gewöhnungsbedürftig ist. (LhptmSt Dr Sepp Rieder, auf Abg Dr Matthias Tschirf zeigend: Da er meinen Rücktritt nicht gleichzeitig verlangt hat, war es ja nicht erkennbar.)
Gut, also ich beschäftige mich mit der Kritik. Das ist hier so üblich und das ist weniger gewöhnungsbedürftig. (Heiterkeit bei LhptmSt Dr Sepp Rieder.)
Sie sind zu Recht zu Ihrem Verhandlungsergebnis gestanden. Das erwartet man sich auch so. Aber Sie sind, Herr Vizebürgermeister, am Montag durch eine Äußerung aufgefallen, die sehr eigenartig war. Ich habe mir da das unkorrigierte Exemplar Ihrer Rede kommen lassen, also ich habe das ziemlich authentisch. Sie haben nämlich gesagt, dass sich die Freiheitlichen jetzt in der Regierung querlegen, ist das eigentliche Problem. Das ist nämlich ein Problem der Regierung und nicht unseres, der SPÖ, meine sehr geehrten Damen und Herren, und wörtlich: „Denn wir sind die Opposition im Parlament.“ Na gut, schön, schön. Das ist doppelzüngig in zweierlei Hinsicht (Abg Dr Matthias Tschirf: Sehr, sehr!): Erstens, weil Sie einige Sätze davor die GRÜNEN angegriffen haben, zu Recht, sage ich aus meiner Sicht, und mit der Bemerkung gehöhnt haben, na ja, da schwimmen sie ein bissel, weil in Oberösterreich sind sie in Regierungsverantwortung und hier in Opposition und das ist halt ein Unterschied und den bemerkt man in ihrem Verhalten. Da muss ich sagen: Vice versa, es dürfte auch ein Unterschied in der SPÖ sein, denn Sie sind hier in Regierungsverantwortung und wenn es darum geht, dass ein Verhandlungsergebnis parteipolitisch nicht hält, dann auf einmal ziehen Sie sich auf die Rolle zurück, na ja, wir sind Opposition im Parlament und alles andere schaut ganz anders aus. 

Okay, die Opposition im Parlament ist ja die Bundes-SPÖ und sie hat sich gegen Belastungen quergelegt oder gewehrt, die, muss ich sagen, von der SPÖ-Frak-tion ja weit überholt worden wären, wenn sie in Regierungsverantwortung wäre, nämlich durch das, was vom Matzenetter-Konzept, also vom Wirtschaftsprogramm der SPÖ, bekannt wurde. Bitte, das ist ein Feuerwerk an Belastungen quer durch alle Bevölkerungsschichten! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Lesen Sie es vor!) Ich will es jetzt nicht vorlesen, weil die Zeit viel zu weit fortgeschritten ist, aber das lässt sich sehen. Es ist ja bekannt, was da alles vorgeschlagen wurde und ich meine, wenn man sich das durchliest, kann man schon sagen: Die SPÖ ist eigentlich die Belastungspartei! (Beifall bei der ÖVP.)
Der Herr VBgm Rieder hat am Montag natürlich das, was in der SPÖ passiert ist, auch ziemlich heruntergespielt. Er hat von der Krise der Regierung gesprochen und hat von der augenscheinlichen Krise in der SPÖ wenig, eigentlich gar nichts gesagt. Nach diesem Desaster, das aber in der SPÖ tatsächlich stattgefunden hat, hätte man sich schon ein Mindestengagement erwartet, um an einer Reparatur mitzuwirken. Auch der Herr Lhptm Häupl hat ja in einem Zwischenruf zum Debattenbeitrag von Herrn Dr Hahn zu erkennen gegeben: Na ja, soll das halt die Bundesregierung allein machen, diese Grauslichkeiten, die da einnahmenseitig notwendig sind, und hat sich von dem ganz distanziert. Also zumindest ein kleiner Reparaturversuch Ihrerseits wäre schon angebracht gewesen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nun ziehen Sie sich aber darauf zurück, dass Sie Ihre Hausaufgaben gemacht hätten und jetzt soll das die Bundesregierung in Ordnung bringen. 

Wenn das so dargestellt wird, muss ich Sie ernsthaft fragen: Werden Sie diesmal, meine sehr geehrten Damen und Herren der SPÖ, der Bundesregierung ausnahmsweise einmal applaudieren, wenn sie unpopuläre Maßnahmen trifft oder werden Sie nachher auch wieder hergehen und für alles und jedes den Bund beschuldigen? Also ich erwarte mir schon, dass dafür, dass Sie das Geld ausgeben können, das Sie im Finanzausgleich für Wien herausverhandelt haben und die Bundesregierung die einnahmenseitigen Belastungen oder Hypotheken auf sich nimmt, Sie dann dieser Regierung auch endlich einmal Applaus zollen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich sage es noch einmal: Man kann nicht nur ausgabenseitig zu einem Verhandlungsergebnis stehen. Das ist ja relativ einfach. Man muss sich auch einnahmenseitig damit beschäftigen und kann sich hier nicht ganz aus der Sache hinausstehlen. 

Damit komme ich zur Rolle der Frau StRin Brauner. Ein Zufall, dass Sie gerade anwesend sind. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: So ein Glück!) Es freut mich, dann kann ich es Ihnen direkt persönlich von hier aus sagen.

Ich meine, das Mehrgeld, das hier aus dem Finanzausgleich für das Gesundheitswesen herausverhandelt wurde, kommt ja hauptsächlich Ihrem Ressort zu Gute. Also Sie sind praktisch die Begünstigte, wenn ich das als Stellvertreter Ihres Ressorts sage. Und da haben Sie aber im Bundesparteipräsidium dagegen gestimmt, woher das Geld kommen soll. Sie haben sich dann sehr gut aus der öffentlichen Diskussion herausnehmen können. Es hat dann niemand mehr nachgebohrt und nachgefragt: Ja, wo soll es denn wirklich herkommen (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wir haben auch gute Vorschläge! Ist doch wahr, oder?), damit die Frau StRin Brauner das zusätzliche Geld auch ausgeben kann? 

Sie sind aber, trotzdem Sie sich dann sehr zurückhaltend gezeigt haben, nicht müde geworden, immer wieder zu betonen, wie notwendig zusätzliche Geldmittel sind. Ich zitiere nur die heutige Ausgabe der neuen U-Bahn-Zeitung - mir fällt jetzt gerade der Titel nicht ein -, wo Sie wörtlich zitiert werden: „Die Länder waren wirklich gesprächs- und kompromissbereit. Jetzt muss aber auch der Bund seiner Verantwortung nachkommen und das versprochene Geld auf die Beine stellen.“ (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Genau! – Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Genauso ist es!) Na ja, meine Damen und Herren, so ist es: Sie wollen ausgeben, Sie sind die Begünstigten, das Geld auszugeben, was ich durchaus auch befürworte, weil es ja um die Gesundheitsversorgung in Wien geht, aber da wird man halt auch ein Quäntchen dran mitarbeiten müssen, wo dieses Geld herkommt. Das hat der Herr VBgm Rieder gemacht und ist dann mit dem guten Ergebnis alleine dagestanden. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wir haben ein sehr gutes Strukturpaket!) 
Ich möchte noch°... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Finden Sie das nicht gut?) Ja ja°... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das wundert mich!) Ja ja, es ist super, na gut, aber es fehlen trotzdem noch 305 Millionen Einnahmen, die Sie dann für Ihr Gesundheitswesen°... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist der Finanzminister!) Nein, das ist nicht der Finanzminister (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sicher!), sondern da muss jeder auch noch eine Verantwortung mittragen (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wozu gibt es eine Bundesregierung, wenn sie ihre Verantwortung nicht wahrnimmt?), der dieses Geld ausgeben möchte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und ganz genau so hat sich auch natürlich Klubobmann Oxonitsch verhalten, der am Montag in seiner Rede die Initiativen der Bundesregierung vehement verlangt hat, obwohl er direkt im Anschluss an das Verhandlungsergebnis in seiner ersten Bewertung wörtlich gesagt hat: „Es war ein Kraftakt von beiden Seiten. Es gibt keinen Grund, das Ergebnis schlechtzureden.“ Jetzt ist es auf einmal kein Ergebnis mehr, sondern nur mehr ein Halbergebnis, nämlich das Ergebnis der angenehmen Seite und alles andere sollen die anderen machen. 

Gut, aber um es abzuschließen: Inzwischen stellt das Verhalten der FPÖ ja das Verhalten der SPÖ noch weit in den Schatten. Das ist ja die Crux an der ganzen Geschichte. Man kann quasi sagen, die FPÖ holt jetzt die Kohlen aus dem Feuer, indem sie das Ganze total in die Verquerung bringen. (Beifall und Heiterkeit bei den Abgen Günther Barnet, Mag Helmut Kowarik und Mag Harald STEFAN.) 
Die aktuelle Situation ist allen geläufig, die muss ich jetzt nicht im Detail ausführen. (Abg Günther Barnet: Brauchen wir auch nicht!) Was ich aber nicht unerwähnt lassen kann, weil es mich einfach so reizt, ist - und ich möchte es jetzt nur noch zitieren -, was dem Herrn VBgm Rieder zu diesen Äußerungen oder zu dem Verlangen der FPÖ zum aktuellen Stand der Verhandlungen eingefallen ist. Der Herr VBgm Rieder hat am Montag gesagt: „Es ist ein bisschen ein absurder Vorschlag, das mit der Arbeiterkammerumlage zu verbinden. Da könnten die Freiheitlichen gleich vorschlagen, sie verbinden das mit der Parteienförderung, möglicherweise mit der eigenen.“ So, jetzt war ich mir nicht ganz im Klaren: War das ein Versprecher, Herr VBgm Rieder, oder ist es womöglich wirklich so, dass die Arbeitnehmer mit ihrer Arbeiterkammerumlage Parteien finanzieren? (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Na geh!) Also das gäbe mir schon sehr zu denken! Damit lass’ ich es bewenden. - Danke. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Kollegin, das ist aber nicht gut! – Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Mag Kowarik. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Am Montag hat der Herr StR Rieder eine sehr interessante und wirklich auch hörenswerte und beachtenswerte Rede gehalten und interessante Ausführungen zum Problem von Verhandlungen im Allgemeinen und zum Finanzausgleich im Besonderen gebracht. Es war sicherlich interessant, dass er uns das gesagt hat. Noch interessanter wäre es vielleicht gewesen oder ist es, wenn er dasselbe dem Präsidium der SPÖ mitteilen würde, denn dort wäre es notwendig gewesen, zur Kenntnis zu nehmen, wie und in welcher Art und Weise die Finanzausgleichsverhandlungen zu führen sind und wie dann anschließend zu agieren ist. Denn das, was uns damals geboten wurde, dieses Chaos, dieser Hickhack, einmal hat einer sich dazu bekannt, was er unterschrieben hat, das nächste Mal hat er gesagt, er weiß von nichts, er wurde nicht informiert, die SPÖ war in die Verhandlungen nicht eingebunden, obwohl das ja klipp und klar festgestellt wurde und das hat auch der Herr StR Rieder gesagt, dass die SPÖ niemals eingebunden war, denn es war eine Verhandlung zwischen den Ländern und dem Bund, daher kann man dann auch solche Feststellungen treffen. (Aufregung bei den Abgen Godwin Schuster und Dr Kurt Stürzenbecher.)

Tatsache ist jedenfalls, dass dem Ansehen der Verhandler und der gesamten Sache hier sehr großer Schaden zugefügt wurde. Es ist auch ganz interessant, die heutigen Ausführungen zu hören, wie der Herr Abg Kopietz hier eine große Liste von so genannten Belastungen vorführt und dabei ist die SPÖ selbst und sind die Repräsentanten der SPÖ bereit, hier weitere Belastungen auf die Bürger zukommen zu lassen.

Das war der Grund, warum eben wir von der FPÖ gesagt haben: Nein, so geht es nicht, wir wollen andere Lösungen vorschlagen und verlangen, dass über andere Lösungen diskutiert wird. Denn man kann nicht auf der einen Seite ständig davon sprechen, dass die einfachen und die armen Leute und die finanziell Schwachen hier ständig bedroht sind und auf der anderen Seite ohne mit der Wimper zu zucken der einen oder anderen Erhöhung zustimmen und sie als einziges Mittel der Wahl anzuerkennen. Wir haben eine ganz klare Linie im Gegensatz zur SPÖ. (Abg Godwin Schuster: Ihr werdet ja trotzdem wieder umfallen!)

Wir sind eben der Meinung, dass die Einfachen und Armen nicht belastet werden sollen. Daher ist es für uns eben nicht möglich, dass wir dieser Erhöhung der Rezeptgebühr zustimmen und es ist auch nicht möglich, dass wir dem Krankenhausbeitrag in dieser Höhe zustimmen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir müssen es schon deshalb machen, denn - und davon bin ich überzeugt - in spätestens zwei Sitzungen kommt wieder einer von Ihnen heraus, hält mir eine Liste hin und sagt: Das wurde von der Bundesregierung wieder als Neubelastung gemacht. Eine Belastung, die Sie miterfunden und auch unterschrieben haben. (Abg Godwin Schuster: Sie machen die Belastungen! Der Kopietz hat sie aufgezählt!)

Im Zusammenhang mit diesen verschiedenen Belastungen und mit den verschiedenen Maßnahmen, die hier getroffen worden sind und im Zusammenhang mit den Debatten um Generika, Arzneimittelpreise, Spannenkürzungen und so weiter und so fort möchte ich doch die eine oder andere Anmerkung machen, denn auch hier hat sich am Montag im Zuge der Debatte gezeigt, dass vielfach plakativ von Dingen gesprochen wird, von denen eigentlich die wenigsten wirklich eine Ahnung haben und wo eigentlich niemand so genau weiß, wovon er spricht.

Es wird hier als große Errungenschaft festgehalten, dass nunmehr der Generikaanteil beim Arzneimittelkonsum entscheidend steigt. Da muss ich leider feststellen, dass das nicht der Grund ist, dass hier diese, wie soll man sagen, Originalprodukte oder die Altprodukte die Preise erhöhen, sondern es ist auch bei den Arzneimittelpreisen der Fortschritt der Medizin, der es mit sich bringt, dass der Arzneimittelkostenanteil ständig steigt. 

Denken Sie daran, vor 10°Jahren hat es die berühmten Blutersatz- beziehungsweise rote Blutkörperchen-Produkte noch nicht gegeben, die heute automatisch jedem Krebskranken gegeben werden. Die sind teuer, die sind sehr teuer. Vor 10°Jahren, meine Damen und Herren, hat es auch noch nicht die Therapien gegeben, die den HIV-Patienten helfen, die ihnen überhaupt das Überleben ermöglichen, die es ermöglichen, dass man die AIDS-Erkrankung doch einigermaßen in den Griff bekommen hat. Das ist nur durch die extrem teuren Medikamente möglich. Und wenn Sie wissen, dass so ein Medikament 30 000 ATS kostet und so ein Patient vielleicht vier, fünf solche Medikamente einnehmen muss, dann muss man feststellen, dass es eben nicht die alltäglichen Medikamente sind, die als Dauermedikationen genommen werden müssen, sondern dass das besondere Medikamente sind, die auf Grund des Fortschrittes entwickelt worden sind.

Da müssen wir auch wieder festhalten, dass auf der einen Seite vollmundig festgestellt wird, dass wir allen den besten Zugang zur Medizin ermöglichen müssen. Jawohl, das müssen wir, und dazu gehört es auch, dass wir die entsprechenden Medikamente, die jemand braucht, den einzelnen Herrschaften, die krank sind, zur Verfügung stellen. Das soll doch auch einmal gesagt werden, wenn hier debattiert wird.

Dann möchte ich schon auch hier, weil ich selbst Apotheker bin und das doch ein Problem ist, das die Apotheker betrifft, eine Philippika für die Apotheker halten, denn ständig wird von den hohen Arzneimittelkosten gesprochen, und ich habe schon ausgeführt, worauf die auch noch zurückzuführen sind. Ich darf hier feststellen, dass unser Berufsstand, unsere Berufsgruppe viermal Spannenkürzungen hingenommen hat im Zuge der Verhandlungen, im Zuge der Mithilfe, das Gesundheitsbudget auszugleichen. Wir erwarten, dass das auch in den anderen Bereichen geschieht, dass man auch im Spitalsbereich endlich einmal Überlegungen anstellt und auch zu Abschlüssen kommt, die dazu führen, dass hier tatsächlich Einsparungen gemacht werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Da sehe ich auch bei den Verhandlungen schwarz. Da gibt es wiederum neue Absichtserklärungen, aber wenn man hier hört und sieht, wie die einzelnen Herrschaften und Landespolitiker durch die Lande fahren und dort beinhart auch das Kleinstspital erhalten wollen, fragt man sich wirklich, ob das nicht nur rhetorische Floskeln sind, wenn festgestellt wird, man muss im Spitalsbereich etwas machen, oder ob das Unwissen ist.

Meine Damen und Herren! Ich möchte darauf hinweisen, dass wir Freiheitliche immer konkrete Vorschläge gebracht haben und dass es angebracht wäre, alle diese konkreten Vorschläge auch durchzuführen und umzusetzen. Wir haben auch eigene Vorschläge, wie man jene Beträge, die durch eine etwaige Nichterhöhung der Rezeptgebühr eingespart werden, hereinbringen könnte. Das ist am Montag auch schon angesprochen worden. Wir sind durchaus der Meinung, dass eine neuerliche Erhöhung der Tabaksteuer möglich ist. Warum nicht? Wir sind auch der Meinung, dass endlich eine Steuer auf die Alkopops kommen soll. Davon sprechen alle Politiker, aber es geschieht nichts, bitte. Sogar Gusenbauer hat gesagt, 30 Millionen könnten wir damit hereinbringen. Bitte, her damit! Machen wir es endlich und reden wir nicht nur davon! Dadurch können wir auf der anderen Seite unsere Bürger entlasten, indem wir andere Erhöhungen nicht machen müssen. (Beifall bei der FPÖ.)
Es ist, meine Damen und Herren, am Montag auch die Schwarzarbeit angesprochen worden. Da möchte ich schon sagen, das wird immer nur angesprochen, aber in Wirklichkeit geschieht hier nichts. Und das ist sicherlich einer jener Punkte oder eines jener Gebiete, wo die Krankenkasse enorm gewinnen könnte. Es ist auch wirklich ungeheuerlich – und das sage ich jetzt als Unternehmer hier –, dass man sehen muss, dass man in Konkurrenz steht zu anderen Firmen, die sich der Schwarzarbeiter bedienen. (Abg Godwin Schuster: Die Apotheker brauchen das nicht zu fürchten!) Ich habe andere Firmen auch noch, nur zur Information, und da werde ich Ihnen dann auch gleich noch etwas dazu sagen.

Es ist auch nicht einzusehen, dass die Mitarbeiter, die jahraus, jahrein pünktlich am Arbeitsplatz erscheinen, die ihre Arbeit erledigen, ihre hohen Abgaben, die hohen Lohnnebenkosten bezahlen müssen, in Konkurrenz zu anderen Dienstnehmern stehen, die eben diese Abgabenzahlungen nicht leisten müssen. Und so weiter und so weiter. Da müsste etwas geschehen (Abg Godwin Schuster: Wir haben das viermal beantragt im Parlament!), und es ist auch notwendig, dass man sich hier in Wien speziell draufsetzt und nicht nur davon spricht, sondern auch etwas tut. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Godwin Schuster: Abg Riepl hat das viermal beantragt im Parlament!) 

Meine Damen und Herren! Wir haben auch vorgeschlagen – das ist jetzt auch in der Debatte –, dass Beiträge der Arbeiterkammer eingefroren werden sollen. Die Arbeiterkammer hat sich hier sehr wehleidig gezeigt. Ich bin Unternehmer, erlaube mir aber trotzdem, ein Wort dazu zu sagen. Denn wenn ich so durch die Gegend fahre, frage ich mich, wozu die Arbeiterkammer ein Theater braucht. Warum muss sie das aus den Beiträgen der Arbeiterkammerumlage finanzieren? Ich verstehe es nicht. (Abg Johann Riemer: Das finanziert sich selbst!)
Noch eine kleine Bemerkung am Rande. Unlängst bin ich auf der Prinz-Eugen-Straße gefahren und sehe dort eine wunderschöne Plakatausstellung von einem amerikanischen Künstler, der die Unmenschlichkeit von Großbauten moniert, dass man da nicht Ball spielen darf, dass keine Flugzettel verteilt werden sollen und so weiter und so fort. Das hätte sich die Arbeiterkammer auch sparen können. Sie hätte nur in die Wiener Gemeindebauten gehen und fotografieren müssen, was dort steht: Ball spielen verboten! Rad fahren verboten! Lärmen verboten! Was weiß ich: Kinder spielen verboten! Und so weiter und so fort. 

Das möchte ich nur am Rande hier sagen, dass durchaus Überlegungen anzustellen sind, bei der Arbeiterkammer das eine oder andere einzusparen bei der Arbeiterkammerumlage. (Abg Godwin Schuster: Informieren Sie sich beim Kollegen Römer, was die Arbeiterkammer macht!) Ich persönlich glaube, dass es notwendig ist.

Ich möchte auch noch etwas anderes sagen: Wo war denn die Arbeiterkammer, als es darum ging, darüber zu debattieren, was mit den Arbeitsplätzen passiert, wenn die europäische Erweiterung kommt? Sie ist damals massiv gegen uns losgegangen und hat gesagt, wir sind Antieuropäer. Aller möglichen Dinge hat sie uns beschuldigt, als wir gesagt haben, es wird der Arbeitsmarkt unter Druck kommen hier in Österreich. Jetzt liest man in den Arbeiterkammerzeitungen, wie gefährlich es ist und wie man sich mit dem auseinander setzen muss. Damals hätten sie sich darum kümmern sollen, und es wäre vielleicht günstig, wenn sie die Geldmittel, die sie hat, dafür einsetzte. Das war ein kleiner Ausflug zur Arbeiterkammer. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Godwin Schuster: Sagen Sie einmal, was Sie dazu gesagt haben!) 

Meine Damen und Herren! Ich habe gesagt, dass wir Freiheitliche immer gute Vorschläge gemacht haben (Abg Godwin Schuster: Das wissen wir!), die leider von den jeweils Regierenden und vor allem hier in der Stadt Wien nicht aufgenommen worden sind. Da möchte ich Ihnen jetzt eine lange Liste vorlesen und erklären, was hier gemacht worden ist. Denn ich darf sagen, dass der Fortschritt in der Gesundheitspolitik in Wien eigentlich zum Stillstand gekommen ist, und zwar ist er – ich sage es immer wieder – seit der Gesundheitspolitischen Kommission zum Stillstand gekommen. Bis heute gibt es von dieser Kommission nicht einmal einen Bericht. 

Wir haben versucht, aus dieser Gesundheitspolitischen Kommission doch die eine oder andere Erkenntnis umzusetzen. Ich darf noch einmal festhalten: Wir waren die Ersten, die eine Gesundheitsholding gefordert haben, etwas, was jetzt vorsichtig verwirklicht wird in den Länderplattformen (Abg Marianne Klicka: Das ist etwas anderes!), also diesen vormals so genannten Gesundheitsagenturen.

Wir sind der Meinung, dass es notwendig ist, sich endlich darüber zu unterhalten, wie der gesamte Gesundheitsbereich betrachtet werden kann, aus einer Hand finanziert werden kann und in eine Hand einbezahlt werden kann. Das ist etwas, worüber jetzt die Diskussion beginnt. Wir haben schon vor 6 oder 7°Jahren darüber gesprochen und auch entsprechende Vorschläge gemacht. 

Oder unser Vorschlag, unser Anliegen und unser Nachfragen zur Ostregion. Es ist am Montag hier vom Kollegen Wagner moniert worden, dass es trotz aller Bundesfinanzausgleichsverhandlungen nach wie vor hohe Beträge gibt, die Wien für die Fremdpatienten zahlen muss, und das sind die Patienten aus Niederösterreich und dem Burgenland. Ich habe erst gestern wieder eine Presseerklärung von vor zwei Jahren in der Hand gehabt, in der die Frau StRin Pittermann stolz verkündet hat, es werde nunmehr mit der Frau Abg Onodi ganz dringend und genau über die Schaffung einer Ostregion verhandelt. Verhandelt hat der Herr StR Rieder, verhandelt hat die Frau StRin Pittermann, unsere jetzige Gesundheitsstadträtin hat auch gesagt, man wird verhandeln. Geschehen ist gar nichts! Wir müssen uns nur jedes Mal anhören, dass die Fremdpatienten von Wien finanziert werden müssen. 

Da könnten Sie etwas tun, da könnten Sie stärker verhandeln, um mit den anderen Bundesländern zu einer Einigung zu kommen. Vielleicht wird da diese Länderplattform mithelfen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir waren die Ersten, die seit Jahren ein Rettungs- und ein Krankenbeförderungsgesetz gefordert haben. Voriges Jahr ist es endlich verwirklicht worden.

Wir haben vor 10°Jahren ein Pflegeheimgesetz gefordert. Ich habe selbst einmal einen Entwurf eingebracht; ich glaube, das war schon vor 6°Jahren. Ich hoffe, dass wir heute bei den Verhandlungen so weit kommen, dass jetzt endlich abgeschlossen werden kann.

Ich erinnere daran, dass wir diejenigen waren, die vor Jahren einen Pflegeheimscheck gefordert haben, etwas, was jetzt plötzlich als große – wie soll ich sagen – Errungenschaft von den Sozialdemokraten dargestellt wird. Jetzt sagt man, ja, wir werden uns jetzt auch darum kümmern, dass die privaten Pflegeheime mehr herangezogen werden, dass man sich derer bedient, damit die Stadt Wien dann weniger hat. Wir haben das schon vorgehabt, doch es wurde von Ihnen abgeschmettert.

Wir haben vor Jahren schon die Geriatriezulage gefordert. Da mussten wir uns anhören, dass mehr oder weniger zynisch gesagt wurde, Geld ist nicht alles im Pflegebereich. Es ist nicht nur das Geld wichtig, sondern es müssen auch die anderen Probleme bewältigt werden. Richtig! Aber Geld ist schon sehr viel, vor allem dann, wenn ich mir wieder anhören muss, dass der Herr Kollege Kopietz herausgeht, eine Riesenliste bringt und sagt, wo überall eine Belastung war. Wir haben sie gefordert (Abg Godwin Schuster: Die Liste?) und endlich ist sie dann sogar mit Müh' und Not in der Gewerkschaft durchgesetzt worden. 

Wir haben einen Personalanwalt gefordert. Ich habe selbst den Antrag hier gestellt, wir haben zwei- oder dreimal nachgefragt. Das wurde abgeschmettert. Frau StRin Pittermann hat voriges Jahr einen Pflegeombudsmann eingeführt, allerdings ein zahnloses Instrument, einen Ombudsmann, der rechtlich nicht gedeckt ist, wie ich aus sozialdemokratischem Mund schon gehört habe. Wir sind nach wie vor der Meinung, dass der ordentlich und rechtmäßig etabliert gehört. 

Wir haben vor Jahren festgestellt, dass es nicht möglich ist, dass der Krankenanstaltenverbund einen Wirtschaftsplan erstellt kann, wenn es keinen ordentlichen Krankenanstaltenplan in Wien gibt. Wir haben das gefordert, aber das wurde immer abgeschmettert. Ich darf nur feststellen, dass in der letzten Sitzung des Gesundheitsausschusses die Frau StRin Brauner angekündigt hat, jetzt werden wir endlich einmal einen Krankenanstaltenplan machen, damit wir in Zukunft wissen, wovon wir überhaupt reden. So hat sie es nicht gesagt, aber sie hat gesagt, sie wird einen Krankenanstaltenplan machen, etwas, was wir schon seit Jahren gefordert haben und was nie verwirklicht worden ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Dann darf ich hier auch die interessante Geschichte mit der Pflegemilliarde bringen. Wir waren die Ersten, die die Pflegemilliarde gefordert haben. Allerdings darf ich festhalten, dass die Frau StRin Landauer eine Pflegemilliarde pro Jahr gefordert hat. Bgm Häupl hat uns dann durch verschiedene Rechenkünste klarmachen wollen, er wird die Pflegemilliarde zur Verfügung stellen. Er hat in der Presse überall groß darüber berichtet, dass die Pflegemilliarde zur Verfügung gestellt wird. Wir haben die Pflegemilliarde bis heute nicht gefunden. Auch im letzten Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbundes war alles drinnen, nur nicht die Pflegemilliarde. Das Interessante ist, dass die Frau StRin Brauner dann festgestellt hat, man soll es nicht so im Detail und nicht so eng sehen. Einen Tag später ist es allerdings in einer kleinformatigen Zeitung ganz groß als Verdienst von Bgm Häupl angesprochen worden, dass er die Pflegemilliarde geschaffen hat. Die es nicht gibt. Das ist nur fiktiv. Wir werden aber keine Ruhe geben und nicht aufhören, diese Pflegemilliarde einzufordern. 

Etwas möchte ich noch zum Abschluss zeigen, damit man sieht, wie innovativ wir sind und wie die Sozialdemokraten immer nachziehen. Wir haben niemals gefordert, dass das Geriatriezentrum am Wienerwald abgeschafft wird, sondern wir haben immer einen Umbau, eine Neustrukturierung gefordert. Ein schöner Plan wurde auch von StRin Landauer vorgestellt, dass man dort Generationswohnungen machen soll, dass man den einen oder anderen Kindergarten einrichten soll, dass man das eine oder andere absiedeln soll, sodass man hier ein gemeinsames Wohnen hat. 

Ich habe vor ein paar Tagen mit Verwunderung gelesen, dass die Frau StRin Brauner das als neues großes Superprojekt für das Geriatriezentrum am Wienerwald vorgestellt hat. Es ist schön, wenn es verwirklicht wird, aber ich darf darauf hinweisen: Es war unsere Idee, die seit Jahren abgelehnt worden ist. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte sagen, es ist mehr denn je notwendig, und ich fordere auch die Sozialdemokraten vor dem Hintergrund der Bundesfinanzausgleichsverhandlungen dazu auf, dass sie nicht nur eine Ankündigungs- oder eine Dementipolitik betreiben sollen, die die Menschen verunsichert, sondern sie sollen gemeinsam mit uns die anstehenden Probleme lösen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Marianne Klicka. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist für mich eigentlich unfassbar und zeigt von einer Arroganz, dass gerade jene Partei, nämlich die FPÖ, die als Koalitionspartner der ÖVP in der Bundesregierung sitzt und daher auch für mehr als 40 Belastungsmaß-nahmen in den letzten vier Jahren mitverantwortlich ist, sich jetzt hier herstellt und sagt, dass die Wiener SPÖ anders reagieren hätte sollen und dass sie Wiener Interessen gefährdet. 

Sie machen sich überhaupt keine Sorgen um die Gesundheit der Menschen, nein, sie machen eine Belastungspolitik, die Sie auf den Rücken der Menschen austragen, und das zusammen mit der ÖVP im Bund. Ihnen geht es nicht darum, wie es den Menschen draußen vor Ort geht, sondern sie machen einfach Populismus. In den letzten Jahren haben wir immer wieder diese Zwischenrufe gehört, die schon das Amen im Gebet der Freiheitlichen Partei sind, dass wenn ein Ergebnis verhandelt wurde, zunächst einmal eine Zustimmung erfolgte und einen Tag später oder, so wie es jetzt war, sogar vier Tage später dann die Zwischenrufer das Verhandlungsergebnis wieder in Frage stellten und die Zustimmung verweigerten. Früher kamen diese Zwischenrufe meistens aus Kärnten, diesmal kommen sie von Klubobmann Scheibner, der seine eigenen Verhandler wieder zurückpfeift und sich von dem Ergebnis verabschiedet hat. 

Eigentlich hätte die FPÖ in den letzten vier Jahren schon einiges dazulernen können, denn die Streiterein mit dem Regierungspartner und in den eigenen Reihen, wie zum Beispiel in Knittelfeld, haben ihr keine Wählergunst eingebracht, im Gegenteil, sie hat in allen Landtagswahlen außer in Kärnten massiv Stimmen verloren.

Auch die massiven Einsparungen im Spitalsbereich, wie sie der Herr Klubobmann Scheibner in der "Pressestunde" gefordert hat, sind unverantwortlich und werden von der Bevölkerung nicht gutgeheißen. In einer gestern veröffentlichten OGM-Umfrage wurde bestätigt, dass die Menschen großes Vertrauen in unsere Medizin und auch in unser Gesundheitswesen haben, dass sie aber Leistungskürzungen nicht hinnehmen wollen, sondern weiterhin alle am medizinischen Fortschritt teilhaben wollen. Wer möchte das nicht? 

81 Prozent der Befragten sind gegen die von Herrn Klubobmann Scheibner so hochglorifizierten Schließungen von Spitälern und für fast die Hälfte der Befragten ist auch eine Erhöhung der Rezeptgebühr akzeptabel, um die hohe Qualität im Gesundheitswesen absichern zu können. 

Der Herr Klubobmann Scheibner hat in der "Pressestunde" auch immer wieder davon gesprochen, dass die Einsparungen auf der anderen Seite durch Präventionsmaßnahmen wettgemacht werden sollen. Sie alle wissen, dass Wien diese Präventionsmaßnahmen schon seit mehr als 10°Jahren sehr aktiv durchführt und dass sie von den Wienerinnen und Wienern in vielen Bereichen auch akzeptiert und angenommen werden. Und auch deshalb sind wir in der WHO als gesunde Stadt an führender Stelle. 

Auf der anderen Seite wissen wir aber auch, dass Präventionsmaßnahmen Geld kosten und sich nicht sofort rechnen. Es ist völlig naiv zu meinen, dass aktuelle Struktur- und Finanzprobleme im Gesundheitsbereich durch solche Maßnahmen von heute auf morgen zu lösen sind. Wenn ein heute 60-Jähriger seinen Lebensstil ändert und gesünder lebt, nicht mehr raucht, dann heißt das noch lange nicht, dass eine chronische Alterserkrankung damit aufzuhalten ist. 

Viele der Maßnahmen, die wir in Wien setzten – von der "Gesunden Leopoldstadt" angefangen über Zahnhygiene, Zahnerziehung bis zu "Bewegung findet Stadt", wodurch wir die Menschen wirklich in allen Bereichen ermuntern - schon in den nächsten Tagen wird wieder ein großes Sportfest in der Wiener Stadthalle stattfinden, wo die Menschen aktiv Sport betreiben können, einen Zugang für Sport bekommen können, –, greifen, und ich bin ganz sicher, dass das auch im Wiener Gesundheitswesen in Zukunft dann zum Tragen kommen wird. (Abg Günther Barnet: Ich habe 6°Kilo abgenommen bei der Aktion "Wien nimmt ab"!) Ja, warum nicht? (Abg Godwin Schuster: Sehr gesundheitsbewusst!) Es haben viele Menschen daran teilgenommen, und wenn Sie an den Samstagen zu den Gesundheitstagen ins Rathaus kommen, dann können Sie sehen, wie gesundheitsbewusst die Wienerinnen und Wiener bereits leben.

Die Bundesregierung wird daher auch, um die prognostizierten Spitalskosten bis 2008 absichern zu können, die 305 Millionen EUR für das Gesundheitswesen aufbringen müssen. Das einzige, was dem Herrn Klubobmann Scheibner dazu eingefallen ist, ist dass die Arbeiterkammerumlage unbefristet eingefroren werden soll. Ohne Rücksprache, ohne jegliche Verhandlungen wird in eine gesetzliche Pflichtvertretung, die 3 Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vertritt, einfach eingegriffen. Diese Maßnahme steht in keinerlei Zusammenhang mit der Finanzierung des Gesundheitswesens. (Abg Günther Barnet: Oh ja!) Was sollen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dafür können, dass sie keine Beratung mehr bekommen? (Abg Günther Barnet: Ich werde es Ihnen dann erklären!) Nein, also ich bin ganz sicher, dass das mit der Finanzierung nichts zu tun hat, sondern dass das einfach ein Racheakt ist, nämlich ein Racheakt für die vernichtenden Niederlagen bei den AK-Wahlen, die Sie dort erlitten haben. (Abg Günther Barnet: Ich erkläre es Ihnen dann!) Und die Verlierer, die auf der Strecke bleiben, das sind die Arbeitnehmer. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Günther Barnet: Nein, die Funktionäre! Bitte, wir reden von den Funktionären!)
Bei Gott nicht! Sie wissen ganz genau, die Arbeiterkammer, Herr Abg Kowarik, hat nicht deshalb wehleidig reagiert, weil es um ihre eigenen Leute geht. Die Arbeiterkammer hat einen geringen Personalaufwand, sie verwendet alle die Beiträge für ihre Mitglieder (Abg Inge Zankl: Fragen Sie den Herrn Römer!), und Sie wissen selbst ganz genau, dass sie sich aus den Kulturbereichen vielfach zurückgezogen hat. Der Herr Abg Kowarik hat gesagt: Wozu braucht sie ein Theater? Das Theater erhält sich mittlerweile selbst (Abg Mag Helmut Kowarik: Das schau ich mir an!), und aus dem Bereich "Theater in den Außenbezirken", wie es früher geheißen hat, ist die Arbeiterkammer ausgestiegen. Das Theater in den Bezirken wird allein vom Volkstheater und von der Stadt Wien finanziert. Das sind Dinge, die 10°Jahre alt sind, und die Sie heute noch immer verwenden. 

Die Arbeiterkammern haben im Vorjahr mehr als zwei Millionen Beratungen durchgeführt und 284 Millionen EUR für ihre Mitglieder zurückgeholt. Das ist mehr Geld, als die AK-Mitglieder an Beiträgen zahlen. Mehr als 570 000 Mitglieder zahlen keine Umlage, haben aber trotzdem Anspruch auf das volle Leistungsangebot der Arbeiterkammer. 

Mit dem Kürzen der finanziellen Mittel der Arbeiterkammer will die Regierung die für sie unbequeme Arbeiterkammer einfach schwächen. Denn es ist ganz klar, dass es nicht sehr angenehm ist, wenn einem jemand ehrlich vorrechnet, welche Auswirkungen die Arbeitnehmer und Arbeiternehmerinnen auf Grund der Pensionsharmonisierung zu erwarten haben, nämlich leider weniger Geld in ihren Geldbörseln. Die Regierung will die Arbeiterkammer mundtot machen, und das bedeutet weniger Schutz, weniger Service und weniger Rechte für die ArbeitnehmerInnnen. Das ist unsozial und darf nicht hingenommen werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Für das Finanzausgleichsgesetz und die Gesundheitsreform ist es bereits mehr als fünf vor zwölf. Wir wissen, es ist November, und der Dezember ist nicht mehr weit, wir können es uns alle schon ausrechnen. Aber wieder einmal sind es der Herr Bundeskanzler Schüssel und die uneinigen Regierungsparteien, die nicht bereit sind, die Verantwortung auch für dieses Gesundheitspaket und die Finanzausgleichsverhandlungen zu übernehmen. Die SPÖ soll laut Bundeskanzler Schüssel – so war es gestern im Radio zu hören – als Sündenbock dafür herhalten. Dabei war es der Bundeskanzler selbst, der diesen Punkt gestern im Ministerrat von der Tagesordnung genommen hat, denn nur deshalb, weil ÖVP und FPÖ sich nicht über die Mehreinnahmen für den Gesundheitsbereich einigen können, wurde das Paket gestern eben gar nicht verhandelt. (Abg Günther Barnet: Zum Glück nicht!) Aber wenn der Herr Bundeskanzler schon so drauf aus ist, einen Drei-Parteien-Antrag vorlegen zu können, dann muss er auch alle drei Parteien in diese Verhandlungen einbeziehen. (Zwischenruf des Abg Günther Barnet.) Sie wissen ganz genau, dass auch StR Rieder nicht alleine verhandelt hat. Er ist nicht allein am Verhandlungstisch gesessen. (Abg Günther Barnet: Aber der Rieder war schon dabei!) Die FPÖ, Ihre Partei, stellt es so dar, als hätte er mit sich selbst verhandelt. Sie wissen aber ganz genau, dass natürlich der Herr Finanzminister Grasser, der Herr ÖVP-Obmann Finz, aber auch der Herr ÖVP-Lhptm Pühringer mit dem Kärntner LhptmSt Pfeifenberger an dem Verhandlungstisch gesessen sind. 

Wenn Sie der Wiener SPÖ den Vorwurf machen, im Zuge der Finanzausgleichsverhandlungen Belastungen beschlossen zu haben, dann müssen Sie diesen Vorwurf im gleichen Maße auch Ihren eigenen Parteifreunden machen. Das ist Messen und mit zweierlei Maß und daher auch vollkommen unfair. Die ÖVP mit der FPÖ im Schlepptau, das sind nämlich die beiden wirklichen Belastungsparteien für die kleinen Leute. 

Im Windschatten der Finanzausgleichsverhandlungen hat der ÖVP-Finanzminister Grasser – früher einmal ja auch ein Mitglied der Freiheitlichen – ein Bundesbudget für 2005 vorgelegt, das mit 56,3 Milliarden EUR die zweithöchsten Steuerbelastungen der Geschichte vorsieht. Heute steht dieses Budget auch im Parlament 
zur Verhandlung an. Außerdem haben wir heuer mit 57,6 Milliarden EUR die höchsten Steuerbelastungen. Die hochgelobte Steuerreform beschert der Bevölkerung nicht anderes als die zweithöchsten Steuerbelastungen in der Geschichte, und es bleibt für die Menschen wieder nichts davon übrig. Die Steuern werden im kommenden Jahr in Österreich um 7,6 Milliarden Eur höher sein als 1999 unter dem letzten SPÖ Finanzminister. Wer in Österreich Steuern und Belastungen erhöht, ist damit erwiesen. Das sind nicht die Sozialdemokraten, sondern die beiden Regierungsparteien. 

Auch für die Finanzierungsprobleme im Gesundheits-wesen ist nicht die SPÖ verantwortlich. Sie wissen alle, dass 1998 die Krankenkassen in Österreich einen Gebarungsüberschuss hatten, der sich mittlerweile auf Grund der Maßnahmen in der Bundesregierung zu einem Defizit herunterentwickelt hat. Dieses Kassendefizit erreichte im Vorjahr fast 400 Millionen EUR. Das ist ein Rekordwert, der sich im Jahre 2006 wahrscheinlich auf 700 Milli-onen EUR erhöhen wird. Und das, obwohl die ÖVP-FPÖ-Bundesregierung seit dem Jahr 2000 die Re-zeptgebühr mittlerweile schon um 36 Prozent erhöht hat, obwohl die ÖVP-FPÖ-Bundesregierung den Spitalskostenbeitrag bereits um mehr als 50 Prozent erhöht hat und obwohl die ÖVP-FPÖ-Bundesregierung auch den Krankenversicherungsbeitrag der Pensionisten gleich um ein ganzes Prozent in den letzten Jahre angehoben hat, ebenso wie die Höchstbeitragsgrundlage bislang um 310 Eur monatlich erhöht wurde. 

Die ÖsterreicherInnen werden seit Antritt der ÖVP-FPÖ-Bundesregierung im Gesundheitsbereich mit rund 1,5 Milliarden EUR zusätzlich belastet. Gleichzeit hat die Bundesregierung den Kassen eine Mehrbelastung und Aufgaben von 1,8 Milliarden EUR aufgebürdet. Geschont werden auf der anderen Seite nur die säumigen Unternehmen, die den Sozialversicherungen mittlerweile fast 900 Millionen Eur an Dienstgeberbeiträgen schulden. 

Wir werden nicht zustimmen, wenn weiterhin einseitig nur Kranke, Arbeitnehmer und Pensionisten den Preis für das Versagen der ÖVP-FPÖ-Bundesregierung in der Gesundheitspolitik zahlen sollen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sie brauchen sich auch um die SPÖ keine Sorgen zu machen. Die Wählerinnen und Wähler haben mittlerweile die Konzeptlosigkeit der anderen Parteien erkannt. Das sieht man allein schon daran, wie lange es gedauert hat, nämlich mehrere Jahre, dass die Gesundheitsministerin ein brauchbares Paket für die Gesundheitsreform schnüren konnte. Sie reden eine Krise in der SPÖ herbei, die es nicht gibt, und wollen damit nur von Ihren eigenen Problemen, die Sie innerparteilich und mit Ihrem Regierungspartner haben, ablenken. 

Wir aber arbeiten für die Menschen, für eine sozial verträgliche und gerechte Gesundheitsreform und ein Gesundheitswesen mit hoher Qualität für alle. Das ist das Wichtigste. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Schmalenberg. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich muss sagen, ich finde es wirklich empörend, dass wir zu diesem Thema heute hier eine Sondersitzung abhalten müssen (Ironische Heiterkeit und Zustimmung bei der SPÖ.), und noch empörender finde ich die Redebeiträge, die Sie hier abliefern. (Beifall bei der FPÖ.) Kollege Kopietz stellt sich hier heraus und liest das Telefonbuch vor, und die Frau Kollegin Klier (Abg Christian Oxonitsch: Klicka!) kommt heraus und liest ein Märchenbuch vor. Ich muss Ihnen sagen, es ist eine Frechheit, dass wir uns das hier anhören müssen. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Harry Kopietz: Sie haben die Sitzung verlangt!) 

Ich will Ihnen auch sagen, warum die Sondersitzung heute hier notwendig ist: Weil Sie durch die Hintertür schon wieder neue Belastungen für die Wienerinnen und Wiener herbeiführen wollen (Abg Harry Kopietz: Märchenstunde!), weil Sie mit einer Unterschrift unter dieses Papier die Rezeptgebührerhöhung und die Erhöhung des Spitalskostenbeitrags für die Wienerinnen und Wiener vorsehen. (Abg Harry Kopietz: Märchenstunde!) Das ist einfach nicht möglich und nicht notwendig, und es ist eigentlich ein Witz, dass Sie sich dann auch noch hier herstellen und sagen, die Bundesregierung belastet die Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Harry Kopietz: Märchenstunde!)
Es geht bei dieser Diskussion eigentlich um die Frage: Warum braucht das Gesundheitswesen mehr Geld? (Abg Harry Kopietz: Haben Sie nicht zugehört?) Herr Abg Kopietz, hören Sie mir bitte einmal zu und dann beantworten Sie mir die Frage: Warum braucht das Wiener Gesundheitswesen mehr Geld? (Abg Harry Kopietz: Sie haben nicht zugehört, meine ich! Im Parlament beschließen Sie das schon!) Es geht um die Finanzierung des Wiener Gesundheitswesens, Herr Abgeordneter (Abg Harry Kopietz: Nein, darum geht es nicht!), und es geht darum, dass Sie seit Jahrzehnten keine Reformen in dieser Stadt durchgeführt haben. (Abg Harry Kopietz: Wo wird das beschlossen? Hier oder im Parlament? Wo wird das beschlossen? – Abg Kurt Wagner: Das glaubt Ihnen nicht einmal die OECD!)
Wir Freiheitlichen haben etwa die Vereinheitlichung der Finanzströme eingefordert. Aber nicht nur wir haben diesen Vorschlag gemacht, sondern auch der Herr StR Mayr, auch die Frau StRin Ederer, auch der Herr StR Rieder. Aber seit vielen Jahren haben Sie nichts gemacht. Wien hätte ein Vorreiter sein können bei der Vereinheitlichung des Finanzierungssystems. (Abg Harry Kopietz: Ist es ja!) Wir hätten uns Millionen und Abermillionen ersparen können, wenn Sie rechtzeitig die notwendigen Reformen eingeleitet hätten. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Godwin Schuster: Nur, weil man etwas auswendig lernt, muss es nicht richtig sein!)
Es geht auch um die Schnittstellenproblematik. Es gibt in Wien eigentlich keine Schnittstellen zwischen dem niedergelassenen Arzt und dem Spital. Es werden Synergien verschwendet, es werden Untersuchungen doppelt und dreifach durchgeführt. Sie wissen das, denn seit Jahrzehnten reden wir darüber. (Abg Godwin Schuster: Ja, aber Sie passen nicht auf!) Ich bin wirklich sauer, denn Sie haben seit Jahrzehnten nichts getan. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir sind Wochen und Monate in der Gesundheitspolitischen Kommission gesessen, aber sie ist ohne Ergebnis zu Ende gegangen. Wer sollte es besser wissen, welche Maßnahmen notwendig sind, als StR Rieder. Immerhin hat er diese Gesundheitspolitische Kommission des Wiener Gemeinderates geleitet, immerhin war er lange Zeit Gesundheitsstadtrat. Er weiß daher genau, welche Reformmaßnahmen notwendig sind. Aber weil die Reformmaßnahmen nicht durchgeführt worden sind, braucht er mehr Geld, und deshalb stimmt er zu, dass die Wienerinnen und Wiener, vor allem die kleinen Leute, schon wieder belastet werden durch die Erhöhung der Rezeptgebühren. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Kurt Wagner: Im Jahr 2001 haben Sie die Rezeptgebühr schon einmal erhöht! Das wissen Sie aber auch! – Abg Godwin Schuster: Verdoppelt!)
Wir wissen, dass Wien europaweit die höchsten Kosten für Spitalsbetten hat. Der Krankenanstaltenverbund ist ein Unternehmen, das so stur und so starr ist in seiner Ausrichtung, und der Eindruck, dass der KAV den Übergang von einem kameralistischen System zu einem modernen betriebswirtschaftlichen Dienstleistungsunternehmen noch immer nicht geschafft hat, ist im letzten Gesundheitsausschuss mehr als bestätigt worden. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Spitäler wollen mehr Geld, aber Strukturreformen macht keiner, und die Politik hätte eigentlich die Verantwortung, den KAV hier zu zwingen, diese Reformen durchzuführen. Was macht man stattdessen? Man schaut zu. Im KAV haben wir viel zu viel Verwaltung. Hier müssen wir einsparen, aber nicht beim Personal und nicht bei den Patienten, so wie das in Wien passiert. In Wien wird vor allem in den unteren Stufen der Hierarchie das Personal regelrecht ausgebeutet. Ich denke an die Pflegehelfer in der Geriatrie, ich denke an die Turnusärzte, die wahnsinnige Arbeitszeiten haben, wo das Ärztearbeitszeitgesetz nicht eingehalten wird, was eigentlich menschenverachtend und gefährlich ist. Sie schauen tatenlos zu. Dagegen gibt es im Overheadbereich im Krankenanstaltenverbund mehr als genug Privilegien, Privilegien, die nicht mehr zeitgemäß sind.

Ich schlage Ihnen vor: Reden wir doch einmal über die Sonderverträge, reden wir einmal über die leerstehenden Objekte, die teuer finanziert wurden, reden wir über die Primarärzte, wo auch das Kontrollamt festgestellt hat, dass es welche gibt, die Doppel- und Dreifachgehälter beziehen, wie zum Beispiel beim PSD. Reden wir über diese Dinge!

Wir haben auch festgestellt – und zwar schon mehrfach, am Montag und heute –, dass es Wahnsinn ist, dass die geriatrischen Patienten in Massen im Akutbereich liegen. Ich möchte heute auch sagen, dass wir doch endlich die sozialen Dienste ausbauen sollen, damit wir die Spitäler entlasten. (Beifall bei der FPÖ.) Aber was passiert? Der Herr Hundstorfer erzählt mir irgendetwas von fußläufigen Schwestern, anstatt dass er endlich für die mobilen Schwestern Maßnahmen setzt, damit sie ihre Arbeit leichter durchführen können.

Ein Drittel des Budgets geben wir in Wien für die Gesundheit aus. Es ist Steuergeld. Und was machen wir damit? Misswirtschaft wird gemacht anstatt Reformen. Und weil Sie sich nicht zu helfen wissen, gehen Sie her und erhöhen die Rezeptgebühr und belasten damit die kleinen Leute. 

Der Bürgermeister hat in einem TV-Interview am 4.11. in "Wien aktuell" gesagt, klein ist nicht immer fein. Sehr geehrte Damen und Herren von der Sozialdemokratie, das mag vielleicht für seine Feste gelten, zu denen die oberen 3 000 Leute geladen sind und wo er Hof hält. Klein ist aber fein für die Mindestrentner, für die kinderreichen Familien, für die Sie jetzt wieder Erhöhungen und Belastungen vorsehen. Die Bundes-SPÖ ist auch nicht der Meinung des Bürgermeisters, dass die kleinen Leute belastet werden sollen. 

Fangen Sie an bei der Finanzierung der Spitäler, die seit Jahren ein Fass ohne Boden ist! Fangen Sie an, das Geld in der Verwaltung einzusparen! Ich erinnere Sie an die Begriffe, die Ihr Leitbild sein sollten: Die Zweckmäßigkeit, die Sparsamkeit und die Wirtschaftlichkeit. Das sollte eigentlich selbstverständlich sein. In Wien brauchen wir dafür eine Sondersitzung. Ich denke, dass das eine Schande ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Barnet. Ich erteile ihm das Wort. (Abg Kurt Wagner: Jetzt bin ich aber neugierig!)

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich bin auch neugierig, Kollege Wagner. Ich bin neugierig, wann Sie sich zu Wort melden, was Sie sagen werden, nachdem Sie aus der Reihe heraus so viel zu sagen haben, aber nicht auf der Liste aufscheinen. Ich bedaure das. Ich bedaure, dass Sie nicht auf der Liste aufscheinen, weil es sich diese Debatte verdient hätte. Diese Debatte ist – selbst wenn einige glauben, durch Abwesenheit glänzen zu können, weil sie sagen, am Montag ist eh schon genug darüber geredet worden und heute haben wir auch schon viel gehört – notwendig. Sie ist notwendig, obwohl vieles gesagt wurde, aber einiges, zum Beispiel von Ihnen, Kollegen Wagner, noch nicht gekommen ist, worauf ich stark hoffe.

Sie ist aber aus meiner Sicht auch – Sie erlauben, dass ich das sage – beschämend, und ich nehme da vorerst niemanden, einschließlich meiner Person, aus. Sie ist beschämend – und die Kollegin Schmalenberg hat Recht, wenn sie zu Beginn gesagt hat, sie ist empört –, sie ist deswegen beschämend, weil Ihnen dieses ganz wichtige Thema der Mittelfinanzierung, das Sie selbst immer in den Vordergrund gestellt haben – in den Ausschüssen hat es die Appelle der neuen Gesundheitsstadträtin gegeben, sie möge doch von allen unterstützt werden dabei, das Wiener Gesundheitswesen vor einer Mittelkürzung zu retten –, weil Ihnen diese Frage des Finanzausgleiches und der Gesundheitsreform keine ein-zige Debatte wert war. 

Es ist nie so weit gewesen, dass der Herr Finanzstadtrat Rieder, und zwar vor Abschluss des Finanzausgleiches, gekommen wäre und gesagt hätte: Meine Damen und Herren, das ist der Stand der Dinge. So sieht es aus für Wien. Das haben wir ausverhandelt. – Das ist das empörende Faktum. Das empörende Faktum ist nicht der Inhalt, über den wir reden, sondern dass Sie sich strukturell an einem Prozess beteiligen, von dem Sie dieses Haus nicht informieren, den Sie dann abschließen, aber weil er doch irgendjemandem nicht passt, wieder weglegen und am Schluss versuchen, andere dafür verantwortlich zu machen, dass Sie mit denen, die es betrifft, nämlich alle Wienerinnen und Wiener, einschließlich dieses Haus, nicht darüber diskutiert haben, was Sie denn im Finanzausgleich verhandelt haben. 

Es ist dies eine Angelegenheit, die dieses Haus massiv betreffen wird, die die Wienerinnen und die Wiener betrifft, und Sie haben das nicht getan. (Abg Godwin Schuster: Haben das die Freiheitlichen vorher gemacht?) Jawohl, auf deine Frage. (Abg Godwin Schuster: Wann und wo?) Natürlich waren der Finanzausgleich und die Verhandlungen Gegenstand von Debatten des Nationalrates. (Abg Godwin Schuster: Das stimmt ja nicht!) Natürlich war das dort auf der Tagesordnung (Abg Godwin Schuster: Das stimmt ja nicht!), aber nicht in diesem Haus. Das können Sie nicht uns vorwerfen, sondern dass müssen Sie sich selbst vorwerfen. (Beifall bei der FPÖ.) Man hätte, Herr Kollege Schuster, auch zu dem Ergebnis kommen können, es wirklich gemeinsam zu machen. Diese Frage wird sich auch noch stellen. Ich komme darauf später zurück. 

Man kann die Debatte natürlich auch launig führen, und ich muss sagen, Herr Prof Kopietz, ich habe viel gelacht; also nicht über Sie, sondern teilweise auch mit Ihnen. Ich habe wirklich viel gelacht über Ihren Debattenbeitrag. (Abg Harry Kopietz: Weinen hätten Sie sollen, nicht lachen!) Man kann das natürlich so machen, und ich habe mir das auch schon einmal so vorbereitet gehabt. Da nimmt man einen Zettel, schreibt alles auf, was es in den letzten Jahren an Zahlen gab, dann liest man das herunter, hält das irgendjemandem vor und hält sich für besonders geistreich und witzig. Ich sage Ihnen, das ist bis zu einem gewissen Grad sogar witzig – ich lache da nicht über Sie, ich lache sogar mit Ihnen (Abg Harry Kopietz: Das ist traurig, nicht geistreich und witzig!) –, aber es ist halt keine Diskussion, die uns weiterbringt. (Abg Kurt Wagner: Oh ja!) Nein, Kollege Wagner, da nützen dir die ganzen Zwischenrufe nichts. Du bringst es nur zusammen, dass ich meine 20 Minuten ausnütze, obwohl ich nur einige Stichworte auf dem Zettel habe. Ich danke dir dafür. (Abg Kurt Wagner: Bitte!)

Es bringt uns deswegen nicht weiter ... (Zwischenruf des Abg Dipl Ing Martin Margulies.) Was haben Sie gesagt? (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das ist unerträglich!) Ich muss mit meinem bisschen Schmerzensgeld immer wieder die grüne Fraktion ertragen, die grüne Fraktion wird mit ihrem Schmerzensgeld mich ertragen, obwohl ich etwas Nettes über Sie zu sagen hätte. Ich habe nämlich in der Debatte darüber nachgedacht, warum die Grünen da so locker sind. Das könnte natürlich deshalb sein, weil die Grünen, wenn man Alfred Dorfer und seinem "Donnerstalk" folgt, quasi für ihre Wähler nicht mehr existent sind, weil sie nicht aufscheinen. Es war eine lustige Sendung, die mich auch sehr amüsiert hat, fast so gut wie die Rede vom Kollegen Kopietz, wo sich da mehrere grüne Wähler gefragt haben, warum sie gerade die Wiener Grünen nicht finden. Es war sehr amüsant, aber es war eigentlich unfair, Ihnen das vorzuhalten. Korrekt wäre, Ihnen vorzuhalten, dass natürlich der Lhptm Pühringer in Oberösterreich bei den Finanzverhandlungen – zumindest bei dem Teil, bei dem ich dabei war – gesagt hat: „Das kann ich nicht abschließen, denn da stimmen mir meine Grünen im Land nicht zu.“ 

Und damit bin ich auch beim Punkt. Faktum ist, dass alle vier Fraktionen – nicht nur dieses Hauses, sondern in diesem Land – wissen, dass die Reform notwendig ist. Alle wissen, dass die ausgabenseitige Geschichte schwer in den Griff zu bekommen ist, dass man sie aber in den Griff bekommen muss, aber es traut sich keiner als Erster die schlechte Botschaft zu verkünden, schon gar nicht dann, wenn eine Wahl bevorsteht. Und niemand will sich auch so recht über die Einnahmenseite hertrauen, denn das ist unpopulär. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das stimmt wirklich nicht! Offensichtlich haben Sie nicht zugehört bei meiner Rede!) Ich habe Ihnen, Kollege Margulies, zugehört, und ich versuche auch, das Problem zu analysieren. Ich muss ja nicht immer mit allem Recht haben, mag sein, aber lassen Sie mich wenigstens ausreden. 

Der Punkt ist der, und das weiß jeder: Es geht ja nicht nur um die Gesundheitsreform, sondern es geht auch um den Finanzausgleich. Und zwar geht es wieder einmal um einen Finanzausgleich, der keine Probleme löst. Er löst keine Probleme, weil die geteilten Zuständigkeiten bleiben. Der Kollege Oxonitsch hat uns das letzte Mal oder eigentlich schon zweimal erklärt, wie das mit den Bundeseinnahmen ist. Das Problem ist, dass wir uns alle miteinander – ich nehme da niemanden aus – davor drücken, die Kompetenzen ordnungsgemäß zuzuordnen und auch zu sagen, wer die Leistung erbringt, muss auch die Mittel einnehmen und der trägt auch die Verantwortung. 

Und damit bin ich bei der Arbeiterkammer, weil die Kollegin Klicka gefragt hat, was das damit zu tun hat. Wo ist sie? Schade, sie ist weg. (Abg Johann Driemer: Ich sage es ihr!) Sie sagen es ihr? Danke. Sie sind eh der Richtige, Kollege Driemer, freut mich. – Was hat das damit zu tun? Die, die mit waren bei der Gesundheitsausschussreise nach Berlin und Stockholm, haben zwei Dinge gesehen. Das Erste, was sie gesehen haben: Wenn man es so macht wie in Berlin, geht es uns noch schlechter als es uns jetzt in Wien geht, aber wenn man nicht rechtzeitig etwas tut, dann kracht man später wie die Kaisersemmeln. Dann bleibt einem nicht anderes übrig, dann muss man es erst recht machen, nur noch viel härter und für die Menschen ungerechter. – Erstes Phänomen.

Zweites Phänomen: Stockholm, Schweden. Der schwedische Sozialstaat wurde lange Zeit von der Sozialdemokratie gelobt. Welchen Luxus leisten sich denn die Schweden nicht, um auf der Ausgabenseite, auf der Leistungsseite angemessen zu bleiben? Sie leisten sich nicht den Luxus von Mehrfachstrukturen. Sie haben zwar auch Bund, Länder und Gemeinden, die Leistungserbringer sind, aber Bund, Länder und Gemeinden sind gleichzeitig auch Mitteleinnehmer, und sie ersparen sich das Problem der Kassen, sie ersparen sich eine zweite Verwaltungsorganisation, die Sozialversicherungsträger und Kassen heißt, weil die jeweilige Gebietskörperschaft nicht nur die Leistung erbringt, rechtlich einklagbar, sondern auf der anderen Seite auch die Mittel bereitstellt.

Unser Problem in dieser Diskussion ist ja auch, dass wir uns gegenseitig ausspielen, nicht nur der Bund und die Länder, nicht nur die Parteien, sondern auch die Nebenorganisationen wie die Selbstverwaltungskörper, und damit bin ich bei der Arbeiterkammer. Was haben die Arbeiterkammer und der Beitrag damit zutun? 

Erstens: Der Arbeiterkammerbeitrag, der jetzt nicht hereinkommen soll, ist ja nicht das, was die Arbeiterkammer schon hat, da geht es ja nicht um die 0,5 Pro-zent, sondern da geht es um jene zusätzlichen 1,8 Milli-onen EUR, die die Arbeiterkammer bekommen würde. Ihr seid zwar gegen die Pensionsharmonisierung, aber in Zuge der Pensionsharmonisierung wird die Höchstbemessungsgrundlage von 3 450 EUR auf 3 540 EUR an-gehoben, die berühmten 90 EUR, und diese Anhebung in der Pensionsharmonisierung – von der SPÖ abgelehnt – führt auf der anderen Seite dazu, dass die Arbeiterkammer 1,8 Millionen EUR Mehreinnamen hat. Das ist nicht irgendwas, was sie den Leuten zusätzlich zur Verfügung stellen muss oder was an Leistungen gekürzt werden muss, sondern das sind tatsächlich zusätzliche Einnahmen. 

Die Regierung ist zwar manchmal nicht ganz auf dem richtigen Schiff, aber so deppert ist keiner (Abg Godwin Schuster: Danke für den Hinweis!), dass er der Arbeiterkammer noch einmal 1,8 Millionen EUR zusätzlich dafür gibt, dass ihr einen Werbespot gegen die Pensionsharmonisierung macht mit dem Geld, das im Zuge der Pensionsharmonisierung hereinkommt. Da muss ich mir ja nach IRA-Methoden in beide Knie hineinschießen, bevor ich das mache. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Dipl Ing Martin Margulies: Von der Stadt Wien Geld nehmen, aber auf die Stadt Wien schimpfen!) Das wäre ja, als wenn ich mir bei der IRA selbst in das Knie schieße, nur damit ich euch 1,8 Millionen EUR gebe, damit ihr noch einen Werbespot gegen die Pensionsharmonisierung macht. Also das macht doch kein Mensch! (Abg Godwin Schuster: Das ist doch nicht wahr!) Natürlich ist das die Wahrheit, und ihr sollt das Geld nicht kriegen. Ihr sollt das Geld nicht kriegen, weil es unzulässig ist. So einfach ist das! (Beifall bei der FPÖ. – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Nein, jetzt habe ich ein anderes Argument, tut mir Leid. Kollege Margulies, reden Sie noch einmal, ich gehe nicht auf sie ein. 
Noch etwas zur Arbeiterkammer und zur Selbstverwaltung. Was hat denn die Selbstverwaltung mit dem Gesundheitssystem zu tun? Jeder, der sich da ein bisschen auskennt, weiß es: Durch die Pflichtmitgliedschaft in den Kassen und Sozialversicherungsträgern, die auch Selbstverwaltungskörper sind. Was ist denn das für eine Selbstverwaltung? Wer wählt denn die? Ich wähle die nicht, obwohl ich Pflichtmitglied in der WGKK bin. Ich wähle sie nicht. Wie wird sie gewählt? Du weißt es? Indirekt über die – was? (Abg Johann Driemer: Über die gesetzliche Interessensvertretung!) Über die Arbeiterkammervertretung. Genau! So ist es. 

Günther Barnet ist Pflichtmitglied in der WGKK, eingeführt von eurem ehemaligen Klubobmann im Nationalrat, davor Staatssekretär, jetzt Volksanwalt, Kostelka, er ist aber nicht wahlberechtigt. Weil er nämlich Vertragsbediensteter ist und nicht Angestellter, deswegen wählt er nämlich zur BV und nicht zur AK. Das heißt, ich bin Pflichtmitglied in einem Selbstverwaltungskörper, auf den ich nicht einwirken kann. (Abg Johann Driemer: Sie sind Mitglied der Krankenkasse, aber nicht der Selbstverwaltung! – Abg Godwin Schuster: Sie gehen von einem falschen Prinzip aus! Das ist falsch, was Sie da sagen!) Dieser ist aber maßgeblich für die Frage verantwortlich, wer in der Wiener Gebietskrankenkasse drinnen sitzt und glaubt, die Mittel ständig erhöhen zu müssen, weil ihm nichts Besseres einfällt, als die Leistungen zu garantieren, nach Mittelerhöhungen zu schreien, anstatt sich einmal die Frage zu stellen, wie man Geld umschichten kann, ohne dass Leistungen für die Betroffenen verringert werden. Das ist das Problem. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Johann Driemer: Der Zusammenhang ist noch immer nicht erklärt!) Dieser Zusammenhang ist sehr wohl erklärt. Sie wollen ihn nicht verstehen, aber für ein Privatissimum verlange ich mehr als das Schmerzensgeld, dass ich schon kriege, da müssen Sie mir etwas extra zahlen. 

Nun zu der Frage, warum das Land sich auch sonst im Finanzausgleich selbst gefährdet. Es gefährdet sich selbst, weil es damit natürlich die Strukturreformen wieder hinausschiebt. Die SPÖ tut ja so, als wäre sie an einem Kompromiss beteiligt gewesen, von dem sie sich jetzt entfernt, aber am zweiten Kompromiss ist sie nicht beteiligt, was nicht stimmt. 

Es gibt in diesem Entwurf, von dem gestern gesprochen worden ist, die 15a‑Vereinbarung über die Frage der Reform für das Gesundheits- und Spitalswesen, verhandelt mit den Ländern. Da muss ja irgendjemand von euch dort gewesen sein. Ihr könnt doch nicht so tun, als ob keiner von euch dort gewesen wäre. In dieser Vereinbarung steht drinnen, was alles gemacht und in Zukunft vielleicht eingespart wird. Aber wann? In zwei Jahren, wenn die Landtagswahl vorbei ist, damit Sie die Spitalsreform, von der alle wissen, dass sie notwendig ist, erst nach der nächsten Landtagswahl machen müssen. Das ist ja eh klar. Wir sind ja nicht so blöd, dass wir das nicht wissen. Natürlich wollen Sie es erst in zwei Jahren machen. Tun Sie nicht so, als wären sie beim ersten Kompromiss nicht beteiligt gewesen, während Sie schon den zweiten verhandeln. 

Der zweite Kompromiss heißt: Jawohl, die Länder sparen bis zu 500 Millionen EUR ein, aber erst in zwei Jahren. Vorher schütten wir das Füllhorn noch einmal aus, damit wir noch ein paar Wahlen gewinnen, und nachher sparen wir dann vielleicht ein. Wenn wir selber wieder in der Bundesregierung sind, nicht, dann heben wir das auf. Natürlich haben es die Länder mitverhandelt, oder? Ist das eine Erfindung? Hast du es mitverhandelt, ja oder nein? Der Schuster hat vorhin genickt, ich wäre jetzt vorsichtig. (Abg Godwin Schuster: Das war aber sehr, sehr kleingeistig formuliert!) Was heißt kleingeistig? Faktum ist, ihr habt schon den zweiten Kompromiss verhandelt und glaubt, euch jetzt an der Bundesregierung die Füße abstreifen zu können. Ihr wart auch beim zweiten Kompromiss dabei, und es wird euch niemand ersparen, sich das anhören zu müssen. (Abg Godwin Schuster: Sie tun so, als hätten alle Bundesländer in zwei Jahren Wahlen!)

Nächster Punkt: Finanzausgleich. Was hat uns der Kollege Oxonitsch beim Heizkostenzuschuss nicht alles erzählt über die Mineralölsteuer und wie furchtbar es ist, dass der Grasser das ganze Geld selber einstreift und die Länder bekommen nichts davon. Ich habe nachgewiesen, dass Wien 1,35 Prozent der Mineralölsteuer bekommt. Da hat er gesagt, das ist zu wenig. 

Nun, und die nächste gerechte Variante, wieder verhandelt mit dem Land Wien, heißt Entwurf zum Finanzausgleichsgesetz 2005. Wieder mit Wien verhandelt. Und was ist diesmal drin bei der Mineralölsteuer? Mehr als 1,35? Nein, derselbe Betrag. Entweder sind Sie nicht gescheiter geworden, oder Sie haben nicht besser verhandelt, oder Sie wollen nicht mehr als 1,35. Dann sagen Sie das den Leuten. Dann sagen Sie, wir wollen nicht mehr als 1,35 Prozent von der Mineralölsteuer. Dann beschweren Sie sich aber nicht nachher darüber, dass es zu wenig ist. Wieder wurde der § 9 Abs 1 und 2 des Entwurfes für das Finanzausgleichsgesetz 2005 verhandelt und wieder gibt es nur 1,35 Prozent Mineralölsteuer für das Land Wien. 

Warum wollen Sie denn nicht mehr? Sie erklären uns immer, Sie brauchen das Geld und der Grasser steckt es sich in die eigene Schatulle, aber Sie verhandeln nicht mehr, Ihr Stadtrat verhandelt nicht mehr. Sie gefährden im Finanzausgleich die Interessen der Stadt Wien. Ja, genau darum geht es. Hätten Sie doch mehr herausverhandelt – ich habe kein Problem damit (Ironische Heiterkeit des Abg Rudolf Hundstorfer.) –, aber tun Sie nicht so, als ob keiner wüsste, dass Sie das alles mitverhandelt haben. Das glaubt der Sozialdemokratie niemand (Abg Rudolf Hundstorfer: Der Rieder glaubt das auch nicht!), und man wird das auch den Menschen zu sagen haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich verstehe den Bürgermeister, dass er grantig ist. Der hätte so gern die 10°Jahre anders zelebriert. Ich verstehe das. Er braucht mich nicht einzuladen, ich muss eh nichts mit ihm trinken, ich kann mir mein Getränk selber leisten, aber ich verstehe das. Er hätte jetzt gerne noch mehr als zwei Wochen durchgehend gefeiert, nach Möglichkeit in allen Medien und, wenn es geht, in jedem Beisel der Stadt. Ich habe dafür Verständnis. Ich finde das auch amüsant. Da freut es ihn natürlich nicht, dass ihm da bei diesem 10-jährigen Jubiläum – da gibt es auch ein Buch vom Kollegen Kopietz, das werde ich lesen, das muss auch sehr amüsant sein – etwas hineinpfuscht. Da pfuscht ihm hinein, dass der Herr Stadtrat mit ihm gemeinsam etwas abschließt, was in die Zehnjahresfeier nicht hineinpasst. Ich verstehe, dass ihr deswegen grantig seid, da wäre ich auch grantig, aber da muss ich mir halt etwas überlegen. Entweder ich verhandle nicht oder ich feiere nicht so viel. Beides geht halt nicht, weil das den Menschen nicht gut gefällt. 

Ich verstehe auch, dass er mit seinem Bundesvorsitzenden unzufrieden ist. Immer, wenn ich nach Hause fahre – natürlich mit dem Auto, also bitte mea culpa –, dann sehe ich zwei Plakate in dieser Stadt. Da sehe ich meinen Landesparteiobmann – meine Frau sagt immer, das ist ein wirklich fescher Bursch; ich kann es nicht beurteilen, ich habe nichts übrig für Männer, aber meine Frau sagt, das ist ein wirklich fescher Bursch – und daneben sehe ich euren Bundesvorsitzenden mit einem richtungsweisenden Pfeil: "Team Gusenbauer". Also dafür, dass er nicht schön ist wie der Heinzi, kann er nichts, aber auf das Team Gusenbauer und auf seine Verhandlungserfolge können die Menschen dieses Landes zum Glück verzichten. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Zu meinem Vorredner gibt es eigentlich wenig Positives hervorzuheben, muss ich gleich sagen. Ich kann naturgemäß bei kaum etwas zustimmen. (Abg Heinz-Christian Strache: Überraschend!) Das einzig Positive ist, dass er das Thema Arbeiterkammer angesprochen hat, denn darüber muss man doch noch einige Worte hier verlieren, weil es wirklich ein Skandal ist, wie mit Arbeiterkammerumlagen hier umgegangen wird. (Abg Heinz-Christian Strache: Für die Menschen ein Vorteil!) Dass man die Arbeiterkammerumlage streichen will oder unbefristet einfrieren will, ist etwas, was in der Tradition der FPÖ liegt. Das ist ja nicht das erste Mal, dass sie versucht, die Arbeiterkammer zu schwächen. 

Natürlich hängt das auch damit zusammen, dass die FPÖ die Wahlen in allen 9°Arbeiterkammern katastrophal verloren hat, und anscheinend ist es die Philosophie der FPÖ: Wenn wir Wahlen verlieren bei gewissen Gremien, gehören die eigentlich abgeschafft – das hat sie früher bei der Arbeiterkammer auch wollen –, aber zumindest gehören sie geschwächt. Das ist die Philosophie, die bei der FPÖ dahinter steht, und das ist wirklich zu verurteilen. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn man das natürlich weiter fortsetzt, dass alle demokratisch gewählten Gremien geschwächt oder gar abgeschafft werden, wo die FPÖ Wahlen verliert, so bleibt in unserer Republik nicht mehr viel an gewählten Körperschaften übrig. Das muss man sich auch einmal bewusst machen. 

Jedenfalls wollte die FPÖ in den 90er Jahren die 
Arbeiterkammern als Körperschaften des öffentlichen Rechts überhaupt abschaffen. Im April 2000 hat Jörg Haider zu erreichen versucht, dass die Arbeiterkammerumlage von 0,5 auf 0,3 Prozent der Gehaltssumme reduziert wird, was immerhin ein Reduzierung von 40 Pro-zent des Arbeiterkammerbudgets wäre. Das muss man sich einmal vorstellen! Und jetzt verlangen Scheibner, Strache und Schock praktisch das Gleiche: Von 0,5 auf 0,3, irgendwo habe ich 0,32 gelesen. Also diese unselige Forderung besteht weiter. Herausgekommen ist mit Zustimmung der ÖVP – immerhin schlimm genug – das Einfrieren der Arbeiterkammerumlage. 

Dabei muss man sich ja noch einmal in Erinnerung rufen: Die Arbeiterkammern haben ihre Reformen mustergültig durchgeführt. Die Urabstimmungen haben überwältigende positive Ergebnisse gebracht. Das hat es vergleichsweise ja selten irgendwo gegeben, dass die Mitglieder in einem derart hohen Prozentsatz hinter ihrer Vertretung stehen. Die Arbeiterkammerwahlen des letzten Jahres haben ergeben, dass die SPÖ überall massiv dazu gewonnen hat, die FPÖ überall katastrophal verloren hat und die ÖVP in einigen Ländern halbwegs abschnitten, in den meisten aber auch verloren hat. So gesehen muss ich eben noch einmal in Erinnerung rufen – die Kollegin Klicka hat es schon ein bisschen gemacht, ich möchte das jetzt noch einmal verstärken –, dass die Arbeiterkammern ausgezeichnete Leistungen für die Arbeiternehmerinnen und Arbeitnehmer erbringen. Im Vorjahr haben sie 284 Millionen EUR in Auseinandersetzungen mit den Dienstgebern für Ihre Mitglieder erstritten. 284 Millionen EUR! Die Arbeiterkammermitgliedsbeiträge betragen 270 Millionen EUR, also weniger. Schon allein aus diesem Faktum heraus hat sich die Arbeiterkammer in höchsten Maßen legitimiert. 

Man muss auch wissen, dass wir jetzt das Programm "AK plus" haben und dass wir eine massive Ausweitung des Serviceangebots der Arbeiterkammern haben: Kostenlose Bildungsschecks, Kurse für WiedereinsteigerInnen nach der Karenz, Informationsangebote für Lehrlinge, Rechtsschutz auch für freie Arbeitnehmer. Wenn diese Deckelung nicht gekommen wäre – um jetzt auf das Argument von Kollegen Barnet einzugehen; wenn er zuhören würde als Demokrat, dann würde er vielleicht jetzt auch was Neues erfahren –, wären diese zusätzlichen Mittel, die er erwähnt hat, dazu vorgesehen gewesen, zusätzlich für eine Wiedereingliederung älterer Arbeitnehmer verwendet zu werden. Das ist jetzt gefährdet, und das ist eine Schande, dass das so ist. (Beifall bei der SPÖ.)
An den Herrn Klubobmann Tschirf, der zufälligerweise ÖAAB-Obmann in Wien ist, möchte ich nur herantragen, dass immerhin die ÖAAB-Fraktion in der Arbeiterkammer sich gegen diese Pläne gewandt hat. Wenn er seine Fraktion in der Arbeiterkammer ernst nimmt – bei der Feier nach der Wahl, bei der ihr zwar verloren, aber wie üblich das gute Ergebnis gefeiert habt, wo die SPÖ nicht ganz 70 Prozent erhalten hat und ihr auch ein paar Prozent gekriegt habt, hast du dich ja zu den Arbeiterkammern bekannt –, würde ich vorschlagen, dass die Wiener ÖAAB-Leute an die Bundesregierung herantreten, dass dieser schändliche Plan zurückgezogen wird. 

Der Herr Bundespräsident, mit weitem Abstand der beliebteste Politiker unseres Landes, hat übrigens auch gesagt, dass derlei Eingriffe in die Finanzgebarung von Interessensvertretungen über die Köpfe der Betroffenen hinweg problematisch seien. Man sollte daher an der bewährten österreichischen Praxis festhalten, für sie ein Höchstmaß an Eigenverantwortung aufrechtzuerhalten. Das ist die Devise: Ein Höchstmaß an Eigenverantwortung aufrechterhalten und nicht kürzen zu Lasten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun eine Stimme aus einer Ecke, aus der ich es nicht in dieser Form erwartet hätte. Die "Salzburger Nachrichten", sicher nicht der SPÖ oder der FSG nahe stehend, schreiben dazu: „Böse Absicht. Wenn die Regierung beginnt, sich an den Einnahmen der Arbeiterkammer zu vergreifen, ist höchste Alarmstufe geboten." Und dann weiter: „Die AK sieht es als ihre Aufgabe an, Gesetzesvorlagen der Regierung kritisch zu durchleuchten, die Rechte der Arbeitnehmer in Streitigkeiten mit ihren Dienstgebern zu verteidigen, sich um die soziale Absicherung ihrer Mitglieder zu kümmern und als Konsumentenschützerin der Wirtschaft auf die Finger zu sehen." 

Und weiter schreibt AK, also vermutlich Andreas Koller, in den "SN": „Das Bestreben von ÖVP und FPÖ, kritischen Geistern den Geldhahn zuzudrehen, ist nicht überraschend, überraschend ist höchstens die Kühnheit, mit der die Koalition hier über Gelder verfügt, die sie nichts angehen. 

Die Leistungen der AK werden nicht durch Steuermittel, sondern durch die Beiträge der Pflichtmitglieder finanziert. Noch überraschender ist die Unverfrorenheit, mit der uns diese Tat als Sparmaßnahme im Interesse der arbeitenden Menschen verkauft wird." 

Soweit die "Salzburger Nachrichten", sicher nicht der SPÖ oder der FSG in der Arbeiterkammer nahestehend und ein wirklich sehr guter Kommentar. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Ich darf auch kurz zum Herrn Hofrat Strobl was sagen, zu seinen parteipolitischen Übergriffen an Schulen. Das Wesentliche hat Prof Kopietz dazu gesagt. Also da würde ich jetzt nicht lachen. Wenn Sie mit gewesen wären, Herr Hofrat Strobl, mit dem Dr Gusenbauer, ich bin mir sicher, dass Sie jetzt herausgehen würden – das traue ich Ihnen zu – und sich entschuldigen würden und sich schämen würden, weil dafür hat es nämlich genug Grund bei Ihrer Wortmeldung gegeben. (Widerspruch bei der ÖVP.)

Es hat dort überhaupt keinen parteipolitischen Aspekt gegeben. Prof Kopietz hat das schon ausführlich dargelegt, aus Zeitgründen werde ich es jetzt nicht wiederholen. Aber ich würde es begrüßen, wenn der Bundeskanzler Schüssel, auch ein Parteiobmann, oder der Finanzminister Grasser unter gleichen Umständen die Schule besuchen würden, diese ausgezeichnete Integrationsschule, wo man sich sehr um die Kinder bemüht, wenn sie sich ohne jede Parteipolitik informieren würden und wenn sie dann ausreichende Mittel für die Sonderpädagogik zur Verfügung stellen würden. Das würde ich begrüßen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zuletzt noch kurz, weil meine Uhr da ja immer weiter rennt, zum Finanzausgleich. VBgm und StR Rieder hat als Verhandler für alle Bundesländer agiert, sehr gut agiert, und praktisch alle Beteiligten haben sein Verhandlungsgeschick und seinen Stil fairer und sachlicher Verhandlungen gelobt und zu Recht gelobt (Abg Heinz-Christian Strache: Nur der Gusi nicht!), und es gilt, unserem Vizebürgermeister dafür unseren Dank auszusprechen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Man muss ja Folgendes auch sagen, damit man da vielleicht wieder ein bisschen ruhiger wird. Kollegen Tschirf spreche ich speziell an. Die Länder haben es ja unter der gegebenen Finanzverfassung bei den Finanzausgleichsverhandlungen nicht leicht. Es ist so, dass man grundsätzlich als Land und als Länder und Gemeinden eine schwierige Verhandlungsposition hat, weil es derzeit die so genannte Kompetenz-Kompetenz des Bundes gibt. Es werden auch im Österreich-Konvent sinnvolle Vorschläge für eine Änderung der Finanzverfassung diskutiert, für eine echte Parität von Bund, Ländern und Gemeinden. Und insbesondere wird auch diskutiert, dass geeignete Regeln dafür geschaffen werden sollen, wenn nach Auslaufen eines Finanzausgleiches noch nicht rechtzeitig ein neuer Beschluss da ist. Und da gibt es Vorschläge im Österreich-Konvent. Ein Vorschlag ist, dass dann der alte weitergehen soll. Aber Faktum ist, dass derzeit noch die alten Regeln gelten, und nach den alten Regeln, nach den geltenden Regeln ist es so, dass eben derzeit die Bundesregierung, die Mehrheit im Parlament, Schwarz-Blau im Parlament, nach diesen Regeln mit Regierungsmehrheit den Finanzausgleich beschließen kann und derzeit die Opposition überhaupt nicht dazu braucht. Es hat auch schon genug Beschlüsse über den Finanzausgleich von einer Regierungsmehrheit gegeben gegen die Stimmen der Opposition. Und das hat Herr Klubobmann Oxonitsch gemeint vor zwei Tagen, worauf Sie, Frau StRin Rothauer, falsch eingegangen sind. In dem Sinn ist es sinnvoll und positiv, wenn die Opposition eingebunden wird und wenn man versucht, noch weitere Verbesserungen herbeizuführen, indem man Oppositionsvorschläge im Parlament aufnimmt. Nur, für die Beschlussfassung braucht man sie nicht unbedingt vom Gesetzlichen her. Ich fürchte, man wird auch auf die guten Vorschläge, die es ja am Tisch gibt, nicht eingehen.

Also ich fasse zusammen: Es gibt eine Bringschuld und eine Verantwortung bei der ÖVP-FPÖ-Bundesre-gierung und der Regierungsmehrheit im Parlament. Dort ist der Ball und dort sollen die geeigneten Beschlüsse erfolgen. Die erfolgen derzeit nicht, weil wieder einmal bei ÖVP und FPÖ ein Pallawatsch da ist und weil man wieder einmal nichts zusammenbringt und die Bundesregierung noch keinen Vorschlag hat. Und das ist das Problem, dass ÖVP und FPÖ wieder einmal im Bund handlungsunfähig sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Also noch einmal: StR Rieder hat als Vertreter, als Verhandler der Länder agiert und eben nicht als Verhandler der Bundes-SPÖ.

Und dazu möchte ich jetzt eine grundsätzliche demokratiepolitische Bemerkung machen. Und zwar ist es ja so, dass nach unserer Auffassung, nach meiner Auffassung, aber ich nehme an, fast jeder in dem Raum wird das teilen, die Parteien eine sehr wichtige Funktion in der Demokratie haben, dass es schlecht ist, wenn die Parteien immer schlechtgeredet werden von manchen publizistischen Organen, und dass grundsätzlich die Parteiendemokratie die ist, die von allen demokratischen Formen, die es eben gibt, die am besten funktionierende noch ist, und die meisten Politiker gehören ja auch sinnvollerweise einer Partei an.

Wenn das nicht so ist beim Finanzminister Grasser, dass er zuerst einmal bei der FPÖ ist, dann ist er nirgends, dann ist er irgendwie bei der ÖVP, nimmt an Vorstandssitzungen teil, aber doch wieder nicht, und im Endeffekt ist niemand für ihn verantwortlich, dann agiert er eben so wie er agiert, und das ist schlecht für Österreich, würde ich einmal sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber bei aller Wertschätzung unserer Parteiendemokratie, zu der wir uns bekennen, muss man auch sagen: Es gibt Situationen, wo man nicht alles durch die parteipolitische Brille sehen sollte. Und wenn VBgm Rieder für die Länder verhandelt hat, für alle 9°Bundesländer, und für diese ein gutes Ergebnis erzielt hat, dann soll das nicht auch rein durch die parteipolitische Brille von Ihnen gesehen werden. Das ist etwas, was ich einfordern würde und was eingefordert gehört. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Und was ich schon auch meine, weil Sie da jetzt wieder unsachliche Zwischenrufe machen: Es ist so, dass die Bevölkerung diese Vorgangsweise für gut hält und dass die Bevölkerung auch sieht, dass beispielsweise, und das können Sie nicht wegdiskutieren, Vizekanzler Gorbach die ganze Zeit dort war und das Ergebnis mitgetragen hat, dass weiters LhptmSt Landesrat Pfeifenberger die ganze Zeit dabei war, da merkt man Zustimmung, und das Ergebnis unterschrieben hat und das für sehr gut befunden hat für Kärnten. Und auch der Scheibner hat dann gesagt: „Ja, für das Land Kärnten war das ein sehr gutes Ergebnis.“ Deshalb war ja der Haider zuerst dafür und dann irgendwie doch wieder dagegen. Und genauso natürlich hat das indirekt der Landesrat Anschober für gut befunden, sonst hätte er anders agieren müssen, wenn er es für schlecht befunden hätte.

Und wenn die Frau Klubobfrau Vassilakou gesagt hat, beim Finanzausgleich geht es nicht um einen Zirkus, sondern um seriöse Auseinandersetzung, dann sage ich: Dieser Satz stimmt, dem kann man zustimmen. Das ist ja wirklich so, dass selbst der Zirkus aber seriöser ist als manches, was ich da heute von der Rathausopposition gehört habe. (Beifall bei der SPÖ.) 

Also hauptverantwortlich für die Probleme sind ÖVP und FPÖ. Die 44 Belastungen, die ich da eigentlich einbauen wollte in meine Rede, hat schon mein Freund und Kollege Prof Kopietz vorgebracht, die erspare ich mir jetzt, aber die gelten natürlich nach wie vor. Aber eines erspare ich mir nicht, Kollege Strache: Für die Sicherheit und dass es zu wenig Polizisten in Wien gibt und für diese schlechte Polizeireform tragen Sie mit die Verantwortung, und das muss deutlich in ganz Wien gesagt werden! (Beifall bei der SPÖ. – Abg Mag Hilmar Kabas: Sie! Sie haben die Verantwortung, nicht wir!) Ja, aber Sie haben den Innenminister, und der ist da zuständig! 

Um kurz in Richtung Abschluss zu kommen. 100 Mil-lionen EUR wären zusätzlich für die Gemeinden gewesen, 100 Millionen EUR zusätzlich pro Jahr für die Länder. Es hat immerhin nach diesem vorläufigen Ergebnis für die Lehrerinnen und Lehrer und für den sonderpädagogischen Weg in Wien eine erste Anerkennung gegeben, quantitativ weit unzureichend, aber ein Schritt in die richtige Richtung. Man bräuchte viel mehr. Es darf natürlich nicht Kürzungen geben, sondern Ausweitungen. 50 bis 60 Lehrer, das ist zu wenig, aber es ist ein Schritt in die richtige Richtung, wenn auch nur ein kleiner Schritt vergleichsweise. Und eines muss man auch sagen: Die Rechtsstreitigkeiten der Vergangenheit in diesem Zusammenhang sind natürlich nicht beigelegt, sondern müssen weiterhin aufs Tapet gebracht werden.

Nur Stichwort Wohnbauförderung. Ein ganz wichtiges Ziel, das von uns immer vertreten wurde. 1,8 Milliar-den EUR zweckgebunden, 700 Millionen EUR Bedarfszuweisung. Für die Wirtschaft, für die Wohnungssuchenden, für die Mieter und für die Arbeitnehmer eine wichtige Sache.

Zu den Spitälern hat schon meine Kollegin Klicka und vorgestern auch mein Kollege Kurt Wagner alles Wichtige gesagt. Das erspare ich mir jetzt aus zeitmäßigen Gründen, obwohl das natürlich ein wichtiges Hauptthema ist. Aber sicher ist falsch, was der Herr Klubobmann Scheibner sagt, dass man kein zusätzliches Geld für die Spitäler braucht. Der Meinung bin ich nicht. Da merkt man, wie mangelnd seriös doch Spitzenvertreter der FPÖ sind. 

Abschließend: Politik muss im Interesse der Menschen und nicht für Dogmen, unseriöse Propaganda und kleinliche populistische Spiele gemacht werden, wie dies in unterschiedlicher Weise von FPÖ und GRÜNEN in dem Zusammenhang unter anderem gemacht wird. 

In einem Bundesstaat müssen trotz aller parteipolitischen Differenzen Bund, Länder und Gemeinden bis zu einem gewissen Grad zusammenwirken. Wenn das nicht geschieht, wenn man das nicht macht, ist es unverantwortlich und verantwortungslos gegenüber den Menschen.

Und in diesem Sinn haben sich die Vertreter Wiens und hat sich VBgm Rieder bei den Finanzausgleichsverhandlungen verhalten. StR Rieder hat das Beste gegeben, um für die Länder und für die Bürgerinnen und Bürger ein gutes Ergebnis zu erzielen. Jetzt liegt der Ball eindeutig beim Bund, liegt er bei ÖVP und FPÖ auf der Bundesebene. Diese sollten ihre Hausaufgaben machen. Wien hat seine Hausaufgaben gut gemacht, wird sie weiter gut machen, und das wissen alle Wienerinnen und Wiener. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich der Herr Abg Dr Tschirf gemeldet.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe drei Punkte, die tatsächlich zu berichtigen sind. 

Erster Punkt: Der Pallawatsch ist nicht in der Regierung, sondern in der SPÖ (Beifall bei ÖVP und FPÖ.), weil die SPÖ ist es, die das Instrument des Finanzausgleichs erstmals in der Geschichte der Zweiten Republik in Frage stellt (Abg Godwin Schuster: Wer sagt denn das? Das ist ja nicht wahr!), die SPÖ des Herrn Gusenbauer, ganz anders als die SPÖ zwischen 1966 und 1970, die dann nachher noch erfolgreich gewesen ist. Diese SPÖ wird es sicherlich nicht sein, wenn sie dem Finanzausgleich nicht zustimmt. Im Gegensatz zur ÖVP zwischen 1970 und 1987, die auch immer zugestimmt hat. Die SPÖ hat den Pallawatsch im Gegensatz zur Regierung dadurch erzeugt, dass sie den Herrn Vizebürgermeister abmontiert hat. (Abg Harry Kopietz: Das ist eine falsche Berichtigung! Was ist denn das?) Das ist ja auch nicht etwas, was gerade günstig ist. 

Zweiter Punkt der tatsächlichen Berichtigung: Es wird das nicht durch die parteipolitische Brille von uns gesehen, sondern durch Ihre parteipolitische Brille, was Sie jetzt gesagt haben, Herr Kollege. (Abg Harry Kopietz: Das, was Sie sagen, ist eines Klubvorsitzenden unwürdig!) Herr Professor, halten Sie sich lieber mit der Würdigkeit zurück! Das, was ich auf jeden Fall berichtigen kann, ist dass der Herr Prof Strobl, und das ist ein echter Professor im Gegensatz zu Ihnen (Abg Harry Kopietz: Honorar!), keinen Wert darauf legt, den Herrn Gusenbauer verteidigen zu müssen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Und der dritte Punkt?)
Präsident Johann Römer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr StR DDr Schock. Ich erteile es ihm.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Ich habe mich ganz kurz, und das verspreche ich, noch zu Wort gemeldet, weil die Rede des Kollegen Stürzenbecher im Grunde einen sehr "sachlichen" Tenor hatte – sachlich unter Anführungszeichen natürlich –, aber doch einen ganz konkreten Anlass zur Sorge ge-
geben hat, dass nämlich die Sozialdemokratie aus dieser gemeinsamen Vorgangsweise, aus diesen gemeinsa-
men Verhandlungen den Finanzausgleich betreffend, 
ausscheren könnte. Und er hat ja gemeint: Eigentlich braucht man dazu keine breite Basis, eigentlich genügt eine einfache Mehrheit, Schwarz-Blau sozusagen. Das ist formal natürlich richtig. Der Kollege Schuster und die Kollegin LUDWIG nicken dazu. 

Aber, meine Damen und Herren, ich darf Sie darauf hinweisen, dass wesentliche Momente der finanziellen Basis dieser Stadt aus Gründen, diese Basis auch ab-
zusichern, beim letzten Finanzausgleich bereits in den Verfassungsrang gehoben worden sind. Ich spreche ganz konkret vom abgestuften Bevölkerungsschlüssel. Wir wissen, dass der abgestufte Bevölkerungsschlüssel 300 Millionen EUR pro Jahr für Wien bringt und dass er die eigentliche Basis, die finanzielle Basis unseres Budgets ist. Es gibt daher immer wieder Versuche, diesen abgestuften Schlüssel auszuhöhlen! Meine Damen und Herren! Herr Vizebürgermeister! Ich kann aus den letzten Regierungsverhandlungen berichten, dass es da massive Versuche, natürlich des Gemeindebundes vor allem, gegeben hat, die Interessen der kleinen Gemeinden vertretend, diesen Schlüssel abzuschaffen. Es hat der Gemeindebund ja im Parlament und vor allem im Klub der Österreichischen Volkspartei auch sehr, sehr viele Vertreter, und es war das wirklich ein Abwehrkampf bei diesen Regierungsverhandlungen. Es hat bereits fertige Entwürfe gegeben für dieses Regierungsprogramm, denen zufolge dieser Schlüssel eigentlich abgeschafft werden sollte und die Basis dieser Stadt damit aushöhlt werden sollte. Wir haben das in diesen Regierungsverhandlungen – und das ist im Programm der jetzigen Regierung ja herauszulesen – verhindert, und es ist daher dieser Schlüssel weiterhin im Verfassungsrang. Wir sollten daher natürlich auch in Hinkunft dafür sorgen, dass dieser abgestufte Bevölkerungsschlüssel zum Wohle der Stadt auch wieder in den Verfassungsrang gehoben wird. Das ist für die Basis dieser Stadt unumgänglich. Wir brauchen diesen Verfassungsrang, und wir brauchen daher auch die Stimmen der Sozialdemokratie. Wir müssen diesen abgestuften Bevölkerungsschlüssel aus tagespolitischen Querelen heraushalten. Es könnten sonst zukünftige Bundesregierungen, etwa eine schwarz-grüne Bundesregierung zum Beispiel, diesen abgestuften Bevölkerungsschlüssel mit ihrer einfachen Mehrheit dann beseitigen und die Basis der Stadt damit aushöhlen. Wir brauchen daher diesen Verfassungsrang, wir brauchen diese Zweidrittelmehrheit, wir brauchen daher die Stimmen der Sozialdemokratie im Interesse dieser Stadt. Meine Sorge ist, meine Damen und Herren, meine große Sorge ist nach diesen Redebeiträgen, dass Sie sich jetzt auf Grund Ihrer innerparteilichen Auseinandersetzung von dieser gemeinsamen Vorgangsweise distanzieren. Das ist meine große Sorge.

Ich fordere Sie daher auf, Herr Klubobmann, wir werden einen guten Kompromiss zustande bringen, den alle Fraktionen dann auch mittragen können, aber ich fordere Sie auf, tragen auch Sie dann diesen Kompromiss mit und sorgen Sie dafür, dass im Parlament auch Ihre Vertreter dann für diese Zweidrittelmehrheit stimmen. Schalten Sie Ihre parteipolitischen Querelen aus im Interesse der Stadt und sorgen Sie mit Ihren Stimmen im Parlament dafür, dass dieser Schlüssel dann auch wieder in den Verfassungsrang gehoben wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Römer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Der erste Antrag wurde von den GRÜNEN gestellt. Er betrifft eine Vereinbarung über den Stabilitätspakt zwischen Bund, Ländern und Gemeinden. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrages verlangt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Antrag ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das wird nur von den GRÜNEN unterstützt und ist daher abgelehnt. 

Der zweite Antrag, ebenfalls eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Vereinbarung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden zur Finanzierung des Gesundheitswesens. Hier wird in formeller Hinsicht wieder die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Antrag ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das wird wieder nur von den GRÜNEN unterstützt und ist daher abgelehnt. 

Der nächste Antrag wurde von der ÖVP eingebracht. Er betrifft die 700 zusätzlichen Lehrerdienstposten. In formeller Hinsicht wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Antrag ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Das ist zu wenig und ist daher abgelehnt. 

Der nächste Antrag wurde ebenfalls von der ÖVP eingebracht. Er betrifft die vorzeitige Schuleinschreibung zur besseren Erfassung von sprachlichen Defiziten. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport sowie an die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal verlangt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesen Zuweisungen ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Das ist zu wenig und ist daher auch abgelehnt. 

Der nächste Antrag wurde von der ÖVP eingebracht. Er betrifft den Missbrauch der Schulen zwecks Parteiwerbung. Hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist wieder ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Das ist zu wenig und ist daher abgelehnt. 

Der letzte Antrag wurde von den GRÜNEN gestellt. Er betrifft die Verhältniszahl LehrerInnen-SchülerInnen im neu zu regelnden Finanzausgleich. In formeller Hinsicht wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das sind nur die GRÜNEN. Das ist zu wenig und ist daher abgelehnt. 

Damit ist die Tagesordnung für die heutige Sitzung erledigt. 

Ich darf darauf verweisen, dass im Anschluss daran eine Sitzung des Finanzausschusses und der Geriatriekommission stattfindet. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben. 


Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 14.22 Uhr.)

